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Polniſche Zurückhaltung. 


Deutſchland ift der ſiebente Staat, der ſeine diplomatiſche Ver- 
tretung in Warſchau zur Botjchaft erhöht hat. Großbritannien, Frank- 
reich, Italien, die Vereinigten Staaten, Sowjetrußland und die Türkei 
gingen ihm in diefer Beziehung voraus. Doch hat die diplomatiſche 
Kangerhöhung durch Deutſchland ſchon mit Nückficht auf die durch 
Verfailles hervorgerufene feindliche Spannung zwifchen den beiden 
Nachbarn eine ganz andere Bedeutung als die durch die anderen 
Staaten. Bei diefen (außer bei der Sowjetunion und der Türkei) 
handelt es ſich durchweg um mit Polen von Anfang an verbündete 
oder doch mit ihm oſtentativ befreundete Staaten. Wenn ſie ihren 
Vertretungen in Warſchau den höchſten Rang des diplomatiſchen 
Dienftes gegeben haben, Jo hat es ſich dabei, wenn man den Seit 
punkt diefer Maßnahmen bedenkt, teils um eine abſichtliche Unter- 
ſtreichung der Bedeutung Polens als eines Gegners des Deutſchen 
Reiches und teils um eine Maßnahme gehandelt, die ſich die Großen 
einem Kleinen gegenüber in gönnerhafter Weile glaubten leiſten zu 
können. Die Einrichtung von Botſchaften iſt in der Regel nur 
unter Großmächten üblich. Die erwähnten Mächte — außer 
der Sowjetunion und der Türkei — haben lich jedoch ſchon zu einem 
Zeitpunkt zu dieſer Nangerhöhung entjchloffen, als Polen noch weit 
davon entfernt war, ſich ſelbſt als Hroßmacht zu fühlen und noch 
durchaus im Schlepptau der franzöjifchen Außenpolitik hing. Wenn 
Deutſchland jetzt als ſiebenter Staat in Warſchau einen Votſchafter⸗ 
poſten (die Jo. deutſche Außendertretung dieſes Ranges) errichtet hat, 
Jo ftebt das mit der tatſächlichen Entwicklung, die Polen nach innen 
jeit dem Maiumſtur; von 1926 und nach außen ſeit der Übernahme 
des Außenminiſteriums durch Oberſt Beck genommen hat, durchaus im 
Einklang. Polen hat in dieſen Jahren bewieſen, daß es in der Lage 
iſt, eine eigene Außenpolitik zu betreiben und daß der Chef 
im Brühlſchen Palais nicht mehr wie früher ein bloßer Filialleiter 
des Pariſer Außenamts ift. Polen erfüllt heute — ohne ſich freilich 
binfichtlich feiner Gefamtgeltung unter den Mächten etwa mit Frankreich 
oder Großbritannien in jeder Beziehung meſſen zu können — das weſent⸗ 
lichte Erfordernis eines als Großmacht zu wertenden Staates: Cs 
iſt fähig, den Hang der Dinge in einem größeren Naum entfcheidend 
mitzubeſtimmen. Ohne Polen iſt heute keine europäische 
Politik mehr zu machen. Dieſe Catſache iſt von feiten der 
deutſchen Regierung durch die diplomatiſche Nangerhöhung auch nach 
außen hin ſichtbar anerkannt worden. Der deutſche Vertreter in 
Warſchau ſteht auf einem der für die deutſche Außen ⸗ 
politik wichtigſten Poſten. Er bedarf hierzu einer erhöhten 
Bewegungsfreiheit. Dieſe iſt mit der Eigenjchaft eines Botſchafters 
verbunden. Während nämlich ein Geſandter nur der Vertreter 
feiner Negierung und nur in deren direktem Auftrag zu handeln 
befähigt ift, iſt ein Votſchafter der perfönliche Vertreter 
des Staatschefs, und er kann in dieſer Eigenſchaft jederzeit 
eine Audienz bei dem Staatschef des anderen Landes erbitten, wobei 
er vor einem Geſandten den Vorzug genießt. 18 

In Frankreich hat man den Beſchluß der beiden Regierungen natür⸗ 
lich nicht eben freundlich vermerkt. Einige Pariſer Blätter bemühten 
fi, die Einrichtung von Botſchaften in Berlin und Warſchau mit 
dem Beſuch des ungarifchen Minifterpräfidenten in Polen in einen 
urſächlichen Zuſammenhang zu bringen und aus dem zeitlichen Su- 
ſammentreffen diefer beiden Creigniffe weitgehende Schlüſſe auf die an- 
geblich ſich vollziehende Bildung eines deutſch-polniſch-ungariſchen Bünd⸗ 
niſſes zu ziehen, als dejfen erſtes Opfer man die Cſchechoflowakei 
glaubte anſehen zu müſſen. Solche Phantaſien wurden in dem Teil 


der franzöſiſchen Preſſe entwickelt, der ich noch immer nicht mit dem 
Gedanken auszuſöhnen vermag, daß es zwischen Deutfchland und 
Polen nicht mehr wie früher einen latenten Kriegszuſtand gibt, der 
Jo hervorragend geeignet iſt, Polen an der Leine zu halten. Dieſer 
Teil der franzöſiſchen Preſſe, zu dem z. B. das „Journal des 
Debats“ und das „Echo de Paris“ und andere reſolute Ver⸗ 
fechter eines franzöſiſch-ruſſiſchen Bündniſſes gehören, fetzt ſeine Jeit 
Monaten übliche antipolniſche Propaganda unentwegt und, 
wenn möglich, ſogar mit erhöhtem Nachdruck fort. In einem dieſer 
Blätter wurde im Suſammenhang mit der Botlchafterangelegenbeit 
kurzerhand feſtgeſtellt, daß „das nur noch auf dem Papier 
registrierte franzsliſch⸗polniſche Bündnis ſeßt 
überhaupt nicht mehr beſtehe“, und in einem anderen dieſer 
Organe wurde ſchlankweg behauptet, daß Polen ſchon längft 
aufgehört habe, Frankreichs Bundesgenofſe zu 
ſein und es vorgezogen habe, „der Verbündete des 
Dritten Reiches zu werden“. 


In einem anderen Teil der franzöſiſchen Preſſe werden andere 
Negiſter gezogen. Hierher gehört 3. B. der „Figaro“, der nicht 
mit Drohungen, ſondern mit Lockungen und Schmeicheleien 
den „ungetreuen Bundesgenoſſen“ wieder einzufangen versucht. Dieſe 
Methode wird man mit Nückficht auf die Mentalität der in Polen 
maßgebenden Kreiſe wohl als die geſchicktere und wirkſamere anfprechen 
können. Polen, Jo wird da im mwefentlichen argumentiert, habe Peutſch⸗ 
land gegenüber eine anerkennenswerte diplomatische Klugheit bewieſen. 
Es ſei ihm gelungen, „Deutſchland zu übertölpeln“. Es habe ſich durch 
den Sehnjahrespakt in der Korridorfrage entlaſtet. Es habe von 
Deutſchland alles erreicht, was ihm erreichbar und wünſchenswert ſei, 
und es liege nun eigentlich doch keine Veranlaſſung mehr vor, auf 
dieſem Wege noch weiter zu gehen. Das heißt: Du biſt klüger 
geweſen, als wir dir's zugetraut haben; aber 
jetzt komme zurück; es iſt dir alles vergeben. Ob fie 
nun drohen, oder ob fie locken und ſchmeicheln, die Abſicht, die von 
den franzöſiſchen Blättern verfolgt wird, iſt in jedem Salle diefelbe: 
Polen ſoll in die franzöſiſche Gefolgſchaft zurück. 

Auf franzöſiſcher Seite hat man ein neues Xeizmittel 
für die polniſchen Nerven gefunden. Wan erinnert ſich 
daran, daß Polen Jahre hindurch von der faſt krankhaften Angſt vor 
der möglichkeit einer Verſtändigung zwiſchen 
Deutſchland und Frankreich erfüllt war. Die Übernahme 
des Außenminiſteriums durch Laval, der im Jahre 1031 einmal einige 
Schritte in dieſer Richtung getan hat, legt den Gedanken nahe, auch 
jetzt wieder an dieſe alten Angſtgefühle zu appellieren und das Miß 
trauen der Kreiſe in Polen gegen Deutſchland zu mobilisieren, die 
von der fixen Idee beſeſſen find, daß Paris ſchließlich keine Bedenken 
tragen würde, den polniſchen Bundesgenoffen einer 
einträglichen Verſtändigung mit Deutſchland zu 
opfern und die Koſten dieſer Verſtändigung etwa 
in Seftalt des Korridors auf die polniſchen 
Schultern zu legen. Von dieſer Beſorgnis find, nach manchen 
Außerungen der letzten Monate zu urteilen, ſelbſt die polniſchen Re- 
gierungskreiſe nicht frei, obwohl fie doch Jonft mutig und großzügig 
in der Außenpolitik aufzutreten gewohnt ſind. 

In dieſen Zufammenhang gehören auch die von framöſiſcher Seite 
gefliffentlich ausgeſtreuten Gerüchte, die Großmächte und natürlich 
auch Deutſchland ſeien ſich einig darüber, daß es ſetzt an der 
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Seit lei, den im vergangenen Jahre zu den Akten 
gelegten Viererpakt des Duce wieder aufzugreifen 
und ihn durch die „Einbeziehung der Sowjetunion 
5 einem Fünf- Mächte Pakt zu erweitern. Polen 

at J. S. heftig gegen den Grundgedanken des Muflolini-Paktes 
opponiert, daß ‚ein Gremium von Großmächten das Vorrecht haben 
ſolle, ohne Zuziehung der Mittel- und Kleinſtaaten die europälſchen 
Angelegenheiten zu regeln. Wenn jetzt dieſer Gedanke — übrigens von 
Deutſchland nicht günjtig geſonnener Seite — wieder aufgerührt wird, 
Jo liegt die Abſicht, durch derartige Meldungen die polniſche Empfindlich⸗ 
keit gegen Deutschland aufzureizen, nur allzu klar auf der Hand. 

Die franzöfiſche Polenpolitik hat fich ſeſt dem Code 
Barthous etwas gelockert. Der temperamentvolle und eigen- 
innige Varthou hatte die Polen in eine immer tiefere Ablehnung gegen 
Frankreich getrieben. Laval ſcheint hier beweglicher und geſchickter zu 
lein. Er verſteht auf mehr Taſten zu ſpielen. Er weiß die emp⸗ 
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findlichen Stellen der Polen beffer zu treffen. Es ist auffällig, daß 
die polniſche Seite in letzter Seit mehr, als es bis dahin der Fall 
geweſen iſt, dazu neigt, die franzöſiſche Empfindlichkeit in allen Deutſch⸗ 
land berührenden Fragen zu achten. Soweit dieſe Fragen überhaupt be- 
rührt werden, geſchieht es ſtets in einer die Parifer e 
ſchonenden Weiſe. Alles, was hinſichtlich der Ausgeſtaltung der Be⸗ 
ziehungen zwischen Deutſchland und Polen geſchehen iſt, wird von 
polniſcher Seite mit ſcharfer Betonung als ein ganz ſelbſtverſtändlicher 
Schritt zur weiteren Normaliſierung des Verhältniſſes zu Deutfchland 
bezeichnet. Der Sömbösbeſuch wurde von ihr — nicht zur Freude der 
Ungarn — nach Möglichkeit jedes politiſch-bedeutſamen Charakters ent- 
kleidet. Und ebenfo ift die diplomatiſche Nangerhöhung von ihr als eine 
wenig aufregende Angelegenheit hingeſtellt worden. An ſich ift das 
richtig. Bedeutſam iſt nur, daß aus alledem das Beſtreben [pricht, 
Frankreich — falls das noch möglich iſt — wieder mit der polniſchen 
Politik zu verföhnen. Dr. K. 


Ein geſchichtliches Dokument: „Das Slawiſche Reich“. 


. Die Schuldlüge. 

Der Artikel 231 des Verſailler Diktats hat das Deutſche Reich 
und die ihm verbündete Donaumonarchie mit der alleinigen Schuld am 
Weltkriege belaſtet. . . . Deutſchland erkennt an, daß Deutſchlond 
und feine Verbündeten als Urheber für alle Verluste und Schäden 
verantwortlich find, die die alliierten und affoziierten Negierungen und 
ihre Staatsangehörigen infolge des ihnen durch den Angriff Deutfch- 
lands und ſeiner Verbündeten aufgezwungenen Krieges erlitten haben.“ 
Dieſes erpreßte „Schuldbekenntnis“ hat üble Früchte gezeitigt. „Die 
„Verteidiger des Rechts' zwangen ein ganzes Voll durch einige 
Daumenſchrauben, fi vor Menſchen und Göttern dadurch zu er⸗ 
niedrigen, daß es log, wie niemals ein Höllenkandidat auf der Solter- 
bank gelogen hat.“ Dieſes Eingeſtändnis eines Franzoſen, des Schrift⸗ 
ſtellers Alfred Pevet in „Les Responsables de la Guerre“, 
wiegt ſchwer. Aber die Nutznießer von Verſailles und St. Germain 
entziehen ſich der Wahrheit und — Deutſchland allein ift 
„Ichuld ig“. 

Fünfzehn Jahre find ſeit der Unterzeichnung des Gewaltfriedens 
vergangen und die Welt ift immer noch nicht zur Ruhe gekommen. 
Der Fluch von Verſailles laſtet auf den Völkern und hemmt jede 
gedeihliche Entwicklung. Umfonft haben namhafte Gelehrte, Wiffen- 
Ichaftler und Politiker nachgewieſen, daß Deutſchland, umgeben von 
einer Welt von Feinden, in den mörderiſchſten aller Kriege hinein- 
getrieben wurde, ergebnislos blieben alle Verſuche, die „alliierten und 
aſſoziierten“ Regierungen zu bewegen, ihre Archive zu öffnen, um den 
wahren Kriegsurſachen nachzujpüren. Sorgſam wahrten die „Sieger“ 
ihr Geheimnis, mochte auch die objektive Geſchichtsforſchung jugunſten 
Deutſchlands entſcheiden. Das Urteil des Verſailler Vertrags, daß 
Deutfchland und ſeine Verbündeten allein verantwortlich ſind, müſſen 
wir fallen laſſen. Es war ein dem Beſiegten vom Sieger unter dem 
Einfluß der Kriegspfychofe, der Verelendung, der Unwiſſenheit, des 
Haffes und der propagandiſtiſchen ig ungen abgeprefites Ein- 
geſtändnis. Es gründete ſich auf unvollſtändige und nicht immer ver- 
nünftige Beweiſe. Es wird allgemein pon den beften Hiſtorikern aller 
Länder anerkannt, daß es nicht mehr zu halten und zu verteidigen iſt. 
„Der Quai d’Orfay hat dem amerikaniſchen Völkerrechtler Sid neu 
Bradſhav Fah mit eiſigem Schweigen geantwortet. An dem 
Fundament des Verſailler Vertrages, dem Artikel 231, darf nicht ge- 
rüttelt werden. Deutſchland allein iſt ſchuldig . ..“ 


Dr. Karl Kramarſch. 


Nicht zu ſpät taucht aus der een ein Dokument auf, von 
deffen Exiften; man wohl wußte, deſſen Wortlaut aber bis in die 
jüngfte Seit unbekannt geblieben if. Es iſt kein Geheimnis, daß 
der tſchechiſche Traum von einem echte chen 
Reiche unter ruffifber Sührung das tſchechiſche Denken 
der Vorkriegszeit beherrſchte und unweigerlich zur Kataſtrophe führen 
mußte. Der eifrigſte Verfechter dieſer Idee, der öſterreichiſche Neichs- 
ratsabgeordnete und Führer der tſchechiſchen Nationaldemokraten, 
Dr. Karl Kramarſch, verftand es, Paris und Petersburg für 
en Pläne zu gewinnen. Unter die morſche Donaumonarchie wurde 
ie Brandfackel gelegt und der Krieg hinter den Kuliſſen vorbereitet. 
Am 7. Juni 1914, drei Wochen vor der Sarajewoer Tragödie, 
überreichte Dr. Kramarſch dem rufſiſchen Botſchafter eine Denk- 
ſchrift, die Deutſchlands und Sſterreichs neue 
Grenzen beſtimmte, die beiden Neiche an die Nachbarländer 
aufteilte und die Verfaſſung der neuen großflawiſchen Bölkerzone feſt⸗ 
legte. Es ift eine Groteske der Weltgeſchichte, daß dieſelben Kräfte, 
die heute das Necht auf die Verteidigung der „Unabhängigkeit“ 
Oſterreichs gepachtet zu haben glauben, an der Sertrümmerung des 
alten Öfterreich maßgeblich beteiligt waren. Die geplante Verfaſſung 
des neuen Slawenreiches, deſſen Verwirklichun die ruſſiſche Revolution 
verhinderte, iſt ein Dokument von ang b. tlihem Wert, das bei⸗ 
nahe wie eine Vorlage für das Diktat von Verſailles anmutet: 
„Berfajlung des Slawiſchen Reiches“ 
(nach dem Multer „Deutſche Bundesakkte“). 

J. Der Slawiſches Neich genannte Slawiſche Bund befteht aus: 
Quffifhes Reich, Polniſches Zartum (Königreich), Iſchechiſches Gar- 
tum (Königreich), Bulgariſches Sartum, Serbiſches Königreich, 
Alontenegriniſches Königreich. 


II. Der Kaiſer (überall wo Kaiſer gebraucht wird, ſteht im ruffifchen 
Original Imperator) aller Slawen und ganz l de Palle 
Gar, der Cſchechiſche Sar, krepräſentiert das Slawische Reich vor den 
übrigen Großmächten, erklärt im Namen des Reichs den Krieg und 
ſchließt Frieden, Bündniſſe und Verträge mit anderen Großmächten, 
ernennt und empfängt diplomatiſche Vertreter, ernennt gemeinfame 
Minifter des Krieges und der Slotte und auch den Außenminifter, der 
zugleich Reichskanzler iſt. Zur Kriegserklärung iſt nötig die Zu- 
ſtimmung des Reichsrates (der dem deutschen „Bundesrat“ entspricht). 
Sur Abſchließung von Verträgen, die der Geſetzgebung des ganzen 
Reiches unterſtehende Angelegenheiten betreffen, muß die Zuftimmung 
des Neichsrates und der Keichsduma lentſpricht dem deutſchen „Reichs- 
tag“) erlangt werden. Der Kaiſer beruft und ſchließt Reichsrat und 
Reichsduma. 5 


III. In die Kompetenz der Neichsgeſetzgebung gehört: 
e und Solltarife, e 
2. Maße und Gewichte, Geldſuſtem und Beſtimmungen über die Heraus- 
gabe von Papiergeld, 
3. Geſetze über Handelsflotte und Konſulate, 
allgemeine Beſtimmungen über Poſt, Telegraph, Telephon, deren all- 
gemeine Tarife und Taxen, 
allgemeine Eiſenbahnbeſtimmungen zur Sicherung reibungslofen Ver- 
kehrs, der Warenbeförderung und der Tarifeinbeit, ’ 
Armee und Slotte, a 
. Keichshaushalt (Haushalt der Einnahmen und Ausgaben, Sivilliſte 
des Kaiſers, Ausgaben für Armee, Flotte, Diplomatie, Konſulardienſt 
und Neichskontrolle), 
8. Bewilligung von Reichsanleihen, Feſtſetzung ihrer Zinſen und der 

Sahlungsart, 

9. Aufteilung der gemeinſamen Ausgaben auf die Bundesſtaaten und die 

Art der Deckung. 

IV. Die Reichsgeſetze genehmigen Reichsduma und Reichsrat und 
nach beider Zuftimmungserlangung werden ſie im Namen des Kaiſers 
veröffentlicht unter Hinweis auf die Suſtimmung von Reichsduma 
und Reichsrat und mit der Unterſchrift des Kanzlers. 

V. Der Reichsrat beſteht aus den Vertretern der Bundesmitglieder. 
Das Nuſſiſche Reich hat z. B. 25, das Polnische Zartum 5, das 
Cſchechiſche Zartum 4, Serbien 4, Bulgarien 3 und Montenegro 
1 Stimme. Die RNeichsratsmitglieder ernennen die Herrſcher der 
Bundesſtaaten. Die Vertreter des Polniſchen und Tſchechiſchen Zar- 
tums ernennt auf Vorſchlag der Statthalter diefer Länder der Kaiſer 
als Polniſcher und Fſchechiſcher Zar. Die Vertreter dieſer Zar- 
tümer müſſen polnischer und tſchechiſcher Nationalität ſein. 

VI. Der Reichsrat beſchließt darüber, welche Geſetzesvorſchläge der 
Neichsduma vorgelegt werden ſollen, gibt Durchführungsverordnungen 
zu den Neichsgefetzen heraus, achtet auf deren Erfüllung, bereitet den 
Haushalt der Einnahmen und Ausgaben vor, ſchlägt den Abſchluß und 
die Deckungsart der Neichsgusgaben vor. Bei Abſtimmungen beſchließt 
die einfache Mehrheit. Neichsverfaſſungsänderungen werden abgelehnt, 
wenn ſich gegen fie mindeſtens acht Natsſtimmen ausſprechen. Der 
Reichsrat wählt aus feinen Mitgliedern verſchiedene Kommiſſionen: 
eine Pflichtkommiſſion iſt die für die Auslandspolitik. In ihr hat 
jedes Bundesmitglied einen Vertreter. Die Mitglieder des Reichs- 
rates können Erläuterungen in der Neichsduma abgeben. Einberufer 
des Neichsrates iſt der Reichskanzler, der an ſeiner Statt einen Ver- 
treter beſtimmen kann. 5 5 5 

VII. Die Bundesſtaaten können zur Erfüllung ihrer Pflichten durch 
Beſchluß der Mehrheit des Neichsrates gezwungen werden. Die Durch- 
führung des Zwanges ift Necht und Pflicht des Kaiſers. 

VIII. Die Neichsduma beſteht aus 300 Mitgliedern, 3. B. 175 aus 
dem Quffifchen Reich, 40 aus dem Polniſchen Zartum, 30 aus dem 
Cſchechiſchen Zartum, 30 aus Serbien, 20 aus Bulgarien, 5 aus 

ontenegro. Die Mitglieder der Neichsduma wählen Staatsrat und 
Staatsduma des Auflifchen Neiches, den polnischen und tſchechiſchen 
Landtag, die ſerbiſche und montenegriniſche Skupſchtina und die 
bulgarifche Nationalverſammlung. Der Wahlmodus wird der Orts- 
geſetzgebung jedes Landes überlaſſen. . 

IX. Das Slawiſche Reich ftellt ein einheitliches Handels und Soll- 
gebiet mit gemeinfamer Sollgrenze dar. Alle Ware kann frei aus 
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einem Bundesſtaat in den anderen befördert werden und unterliegt 
keinen anderen Söllen und Steuern als deuen die Erzeugniſſe des 
betreffenden Landes unterliegen. Steuern auf Salz, Tabak, Schnaps 
(Vodka), Bier, Jucker u. d. find in allen Staaten des Bundes gleich, 
ebenſo ſind gleich die Eintreibungsarten diefer Steuern. 

X. Die Sollgebühren heben alle Bundesmitglieder unter Aufjicht 
vom Kaiſer ernannter Neichskontrolleure ein. Ver Ertrag der Sölle 
wird zur Deckung der ganzreichlichen Ausgaben verwandt. 

XI. Banken mit dem Recht, Banknoten auszugeben, können in den 
einzelnen Bundesländern, außer Montenegro, errichtet werden. Ihre 
Satzungen genehmigt der Reichsrat. Ihre Operationen kontrolliert die 
vom Reichsrat ernannte Neichskontrolle. Die Banknoten dieſer 
Banken haben das Umlaufsrecht im ganzen Gebiet des Slawiſchen 
Reiches. Gold-, Silber- und Meſſingmünzen werden in allen Ländern 
des Bundes geprägt nach gleichem 2lluſter und haben den Umlauf in 
allen Ländern. Auf der einen Seite der Münze iſt das Porträt des 
Herrschers des betreffenden Landes, auf der anderen das Reichs- 
wappen und das Wappen des betreffenden Landes. 

XII. Siſenbahnen können auf Neichsrechnung erbaut werden, ohne 
Genehmigung der Bundesſtaaten, durch Beſchluß von Reichsrat und 
=duma, wenn dies die Verteidigungsintereſſen des Reiches erfordern. 
Die Negierungen der vereinigten Staaten verpflichten ſich, die Eiſen⸗ 
bahnverwaltung allgemeinen Prinzipien unterzuordnen, mit dem ge- 
meinſamen Tarif zur Erleichterung der Perſonen- und Güterbeförderung 
zwiſchen den vereinigten Staaten. Dem Neichsrat ſteht die Tarif- 
kontrolle zu. Die Ciſenbahndirektionen der einzelnen Staaten müſſen 
die Anordnungen des Kriegsminiſteriums über die Benutzung der 
Bahnen für die Xeichsverteidigung befolgen. 

XIII. Poſt, Telegraph, Telephon werden in den einzelnen Staaten 
ſelbſtändig verwaltet, aber die Tarife ſind gleich und werden auf 
Reichsgebiet als inlandiſche betrachtet. 

XIV. Die Geſetze über die Handelsflotte ſind für den ganzen 
Bund gemeinfam. Vie Flagge iſt weißrotblau mit Neichswappen. 

XV. Die Konſulate ſind gemeinſam für den ganzen Bund. Die 
Konsuln werden vom Kaifer ernannt, aber die vereinigten Staaten 
haben das Necht, an wichtigen Handelsorten um die Ernennung von 
Vißekonſuln zu bitten, die der Kaiſer auf Vorſchlag des betreiben 
Landes ernennt. 

XVI. Die Bürger aller vereinigten Staaten genießen in allen ver- 
einigten Staaten die Rechte der Ortsbürger, unterwerfen ſich jedoch 
in jedem Staate allen durch Ortsgeſetze oder Polizeivorſchriften vor- 
geschriebenen Pflichten und Beſchränkungen (Beſiedlungsgrenze u. ä.). 

XVII. Die Beſchlüſſe aller zivilen Gerichte der einzelnen Länder 
des Reiches werden von allen Gerichten und der Exekutivgewalt aller 
Länder des Slawiſchen Reiches ausgeführt. Gemäß den Ortsgeſetzen 
genehmigte Dokumente haben in allen Ländern des Bundes volle 
Gültigkeit. { 

XVII. In allen nichtruſſiſchen Ländern des Bundes ift der Auffilch- 
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zibilen Pandesverwaltung find. Der Kaifer ernennt in den Zartümern 
auf Vorſchlag des Statthalters den Aliniſterpräſidenten, die übrigen 
Alliniſter und die Präſidenten der oberſten Gerichte. Die Geſetze werden 
im Namen des Haren veröffentlicht und von Statthalter und Miniſtern 
beſtätigt. Der Statthalter und die Minister müſſen der Nationalität 
des betreffenden Landes fein. Die übrigen Beamten ernennt im Namen 
des Zaren der Statthalter, ſoweit gemäß den Landesgeſetzen die Er- 
nennungen nicht die Minifter vollziehen. Vas Polniſche und Tſchechiſche 
Sartum werden auf konftitutionelle Weiſe durch zwei National- 
verſammlungen und durch dem Sar und den Nationalverſammlungen 
verantwortliche Aliniſter verwaltet. 

Auf dem Gebiet des ehemaligen Königreiches Polen find alle ſtaat— 
lichen, ſtädtiſchen und öffentlichen Inſtitutionen verpflichtet, von Nuſſen 
Erklärungen, Geſuche und Beſchwerden in rufſiſcher Sprache anzunehmen 
und in derſelben Sprache ihre Antworten und Beſchlüſſe zu geben. In 
allen erwähnten önſtitutionen können die Nuſſen ihre Sprache benutzen. 


Die Erenzen des „Slawiſchen Reiches“. 

In einer Mantelnote, die dem ruſſiſchen Außenminiſter Saſonow 
am 19. Juni 1914 zuging, wurde die Suſammenſetzung des neuen 
rufſiſchen Reiches eingehend erläutert. Dem Zaren aller Neußen, 
„Herrſcher Hroß⸗Nußlands und aller Slawen“, König von Polen und 
Bohmen, Jollten die Könige von Serbien, Bulgarien und Montenegro 
als Bundesfürſten unterstellt fein. Für die Verkürzung ihrer Macht 
ſollten die neuen „Kronlanders wertvolle Gebietserweiterungen erhalten. 
Nußland durch Oltgalizien, Nordbukowina, „Ungariſch-Nußland“ und 
einen Teil Ojtpreußens mit Königsberg bereichert werden. Der Plan 
Dr. Kramarſchs ſah u. a. vor: 

Königreich Polen. 

1. Polen ohne Gouvernement Cholm. 2. Weſtgaliſien. 3. Öfterreich- 
Schleſien. J. Preußiſch-Oberſchleſien (Oſtteil). 5. Provinz Poſen. 
6. Weſtpreußen mit Danzig. 7. Ostpreußen (Südteih. 

Tſchechiſches Königreich. 

J. Böhmen, Mähren und Schleſien (Weftteil). 2. Preußiſch-Schleſien 
mit Grafſchaft Olatz (Südweſtteil), 3. Oſtſachſen (Laufit). 4. Nord⸗ 
ungarn (Slowakei mit Preßburg bis Viſehrad bei Budapeſt. 

Königreich Bulgarien. 
I. Bulgarien gemäß Vukarefter Frieden. 2. Mittel- und Süd- 


makedonien. 
Königreich Serbien. 

1. Serbien gemäß Bukarefter Srieden ohne Mittelmakedonien. 
2. Lordalbanien mit Durazſo. 3. Kroatien, Slawonien und Iſtrien 
mit Crieſt. Görz und Gradiska. 4. Südsteiermark und Südkärnten. 
8 Südweſt- und Weltungarn bis zur gemeinſamen tſchechiſch-ſerbiſchen 

renze. 8 

Königreich Montenegro. 
J. Eebiet von 1913. 2. Nordmalitien mit Skutari und Sadrima. 


Die, garen Hr. Staunen, 


An den Mittelfehulen werden ruſſiſche Sprache und Literatur rufſiſch 
unterrichtet. An den Hochſchulen müſſen Lehrſtühle für ruſſiſche Sprache, 
Geſchichte und Literatur ſein. Die über diefe Sächer rujlifch vor- 
getragenen Vorleſungen ſind für alle Hörer obligatoriſch. 

XIX. Oer Militärdienſt iſt gleich für alle Länder des Slawiſchen 
Reiches und wird durch Reichsgeſetz feſtgeſetzt, ebenſo wie die Kon⸗ 
tingente der einzelnen Staaten. Die gemeinſamen Armee- und Slotten- 
ausgaben, ſoweit ſie nicht durch die Zollgebühren gedeckt werden, werden 
gemäß der Einwohnerzahl der einzelnen Länder berechnet. Das 
Eſchechiſche und Polniſche Sartum zahlen im Laufe der erſten 
25 Jahre mehr als die übrigen Bundesmitglieder (kam Anfang um 
25 v. H. und 20 o. H.; dann alle fünf Jahre um 5 v. H. und 4 v. H. 
weniger). Aus den gemeinsamen Beträgen erhalten die einzelnen 
Bundesländer die für ſie nötigen Mittel, um die durch Neichsgeſetz 
der Sahl ihrer Einwohnerſchaft entſprechend feſtgeſetzten Kontingente 
zu erhalten. 

Kostet in einzelnen Ländern aus örtlichen Gründen die Erhaltung 
des Militärs mehr als die Durchſchnittsnorm, Jo bezahlt den Unter- 
ſchied das betreffende Land aus feinen Mitteln. Die Befehlsſprache 
in der gamen Reichsarmee und marine iſt das Nuffiſche. Die 


Soldaten, Offiziere und Militärbeamten legen den Eid nicht nur dem. 


Herrſcher des betreffenden Landes ab, Jondern auch dem Slamifchen 
Kaifer. Der Kaiſer ernennt die Chefs der Generalſtäbe von Armee 
und Marine und alle Kommandeure der Armeekorps. Die übrigen 
Eeneräle und andere Offiziere können in ihren Ländern von den 
Herrſchern Serbiens. Montenegros und Bulgariens im Einvernehmen 
mit dem Kriegsminiſter des ganzen Neiches ernannt werden; der 
Kaiſer befiehlt über die ganze Armee und Slotte des Bundes im 
Kriege und hat das Recht höchſter Inſpektion. Waffen und 
Uniformen ſind im ganzen Reiche gleich. Soldaten, Offiziere und Fahnen 
haben das Neichswappen des eigenen Landes. Im inneren Dienſt go⸗ 
brauchen die einzelnen Korps ihre Landesſprache, aber der Verkehr 
der militäriſchen Abteilungen verſchiedener Länder geſchieht in ruſſiſcher 
Sprache. In Friedenszeit unterſtehen die Armeen Serbiens, AMonte- 
negros und Bulgariens der Befehlsgewalt ihrer Herrſcher. 

Seftungen und andere Kriegsbauten werden im ganzen Reiche auf 
den Befehl des Kaiſers und aus gemeinſamen, auf geſetzlichem Wege 
bewilligten Mitteln errichtet. . 

XX. Oer. Kaiſer ernennt als Polniſcher und Cſchechiſcher Zar in 
beiden Sartümern Statthalter, die in feiner Abweſenheit Leiter der 


Die Mächte, die 1914 erklärten, für die Befreiung der unterdrückten 
Nationen in den Krieg gezogen zu ſein, dachten damals nicht daran, 
an der geplanten Eingliederung deutſcher Volksſtämme in fremde Staats- 
körper Anſtoß zu nehmen. Nach dem Plane Dr. Kramarſchs ſollten 
3%. Millionen Veutſche an Polen, 3% Millionen Deutſche an Cſchechien 
und 1½ Millionen Deutfche an Serbien fallen. Intereſſant iſt in 
dieſer Denkſchrift die Seftjtellung, daß das Judentum als Minderheit 
zu gelten habe. über die Nachbarländer heißt es wörtlich: 

„. .. das um ſüdöſtliche ungariſche Länder und die Südbukowina 
vergrößerte Numänien und das für Südmakedonien durch düd- 
und Alittelalbanien entschädigte Griechenland ſind mit dem Slawiſchen 
Reich in einer ſtändigen Ailitär- und vielleicht auch Sollunion. 

Ungarn ſetzt lich zuſammen aus dem Bezirke des halbjüdiſchen 
Budapeſt und deſſen deutſcher Umgebung, aus dem rein madjariſchen 
Teil der Pußta und behält 5—6 Aillionen Einwohner. Es iſt 
ſelbſtändig, aber durch den Einfluß der Umſtände tritt es im Laufe 
der Seit in gleiche Beziehungen zum Reich wie Griechenland oder 
Numänien. 

Deutſchland, das im Oſten die ſlawiſchen und gemiſchten Länder 
verliert, gibt im Norden den Dänen Schleswig-Holſtein und im 
Weſten den Srangofen Elſaß-Lothringen und möglicherweiſe auch 
andere Länder am linken Rheinufer. 

Das geſchwächte Preußen wird nicht in der Lage fein, ſeine pro— 

teſtantiſche Hegemonie in Deutſchland aufrechtzuerhalten. 

Die Habsburger, die Ober- und Niederöfterreich, Nordſteiermark, 
Nordkärnten, Nordſalzburg, Nord- und Mitteltirol mit rund 
7 Millionen Einwohnern behalten, werden von Curopa unterſtützt in 
der Neuerrichtung eines katholiſchen Deutſchen Neiches durch eine 
Union mit den Jüddeutfchen Staaten, den Weſtprovinzen Preußens 
ae dem Königreich Hannover, wohin die Cumberlands zurück 
ehren. 

Stalien erhält Südtirol und tritt 30000 Slowenen an Serbien 


+ 


Noch vor Kriegsende iſt das große ruffifche Reich zufammen- 
gebrochen, der Traum des Slawentums war ausgeträumt. Was aber 
die Cſchechen geplant, hat Verſailles, wenn auch in veränderter 
Sorm, verwirklicht, und — „Deutſchland allein iſt ſchuldig .. .“ 
Rudolf Schricker. 
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Polniſche Innenpolitik. 


Der Sejm tritt zufammen. 

Am 6. November ſoll der Sejm zufammentreten. Wenn er nicht, 
wie es in den letzten Jahren geſchehen iſt, ſofort wieder vertagt wird, 
wird er ſich mit dem Haushaltplan für das Sinanz⸗ 
jahr 1935/36 zu beſchäftigen haben. Einzelpoſitionen aus dieſem 
Plan ſind bisher in der Öffentlichkeit nicht bekannt. Wan weiß 
nur, daß die Heſamthöhe der Ausgaben auf 2132 Mil- 
lionen Slotp feſtgeſetzt iſt; das find 52 Millionen Zloty 
weniger als im laufenden Etatsjahr. Die Einſchränkung der Staats- 
ausgaben ſoll alſo auch dieſes Mal weiter fortgeführt werden. Mit 
dem Statsjahr 1929/30 iſt der Staatshaushalt um rund 30 v. H. 
herabgeſetzt worden. Die Regierungen des Pilſudſki- Regimes haben 
es gelernt, eine ſparſame Wirtſchaft zu treiben. Nur in mili= 
täriſchen Dingen halten ſie Sparſamkeit nach wie vor für eine 
ſchlecht angebrachte Tugend. 

Die Oppoſition wird aktiv. 

Es iſt denkbar, daß die Tagung des Sejm der innerpolitiſchen 
Oppoſition Veranlaſſung geben wird, wieder einmal ſichtbar in die 
Erſcheinung ju treten. Wenn es nach der. 5 ginge, würde 
im kommenden Winter überhaupt wieder mehr Betrieb in der 
polniſchen Innenpolitik fein. Die verſchiedenen regierungs- 
feindlichen Lager haben in letzter Seit ihre Streitkräfte wieder ge- 
jammelt. Vor allem Korfanty, der nach der Breſter Affäre 
recht ſtill geworden war und ſich vorübergehend einmal auch in der 
benachbarten Cſchechel in Sicherheit gebracht hatte, iſt wieder auf 
der Bildfläche erſchienen. Die Rede, die er fü e auf 
der Bromberger Tagung der Chriſtlichen emo 
kraten gehalten hat, ließ eine bemerkenswerte Kampfluſt des alten 
Nebellenhäuptlings erkennen. Er wagte es nicht nur, der Negierung 
ſehr robuſte Vorwürfe zu machen, ſondern er kündigte in ziemlich 
deutlicher Form einen Suſammenſchluß der rechts- 
ſtehenden Oppolitionsgruppen, aljo vor allem der 
Christlichen Demokraten und der Nationaldemokraten, an. Sein Be— 
ſtreben geht dahin, die aktiven Kräfte des politiſchen 
Katholizismus gegen das Pilſudfki-Regime zu 
mobilifieren. Er hofft, die Spannung, die zwiſchen 
der Negierung und dem römifchen Klerus beſteht, zum 
Vorteil der oppoſitionellen Parteigruppen ausnutzen zu können. Und 
der Klerus iſt wohl auch nicht abgeneigt, dieſen Kreiſen im Kampf 
gegen die Herrſchaft der Oberſten ihren Segen zu geben. Denn die 
Negierungskreiſe find ihnen ſchon lange nicht mehr katholisch geneigt. 
Vor allem hat die von radikalen Ideen bewegte Legion der 
Jungen das Mißfallen des polniſchen Epijkopats auf ſich gezogen. 
Und die weltanſchauliche Grundhaltung der geijlig n Schicht 
des Negierungsblocks, wie fie um Kaden-Vandrowſki, dem Verherrlicher 
der legionären Idee, in der Dichter akademie verſammelt iſt, 
läßt nach Meinung der Biſchöfe allzu ſehr den ſchuldigen Neſpekt vor 
dem Statthalter Chriſti vermiſſen. Die Chriſtlichen Demokraten find 
zwar durch mancherlei innere Auseinanderſetzungen empfindlich ge- 
ſchwächt; ebenſo haben die Nationaldemokraten ſchon mehrere Ab- 
ſplitterungen von Gruppen jüngerer Mitglieder erlebt; und das 
nationalradikale Lager, das eine dieſer Abjplitterungen darſtellt, hat 
ſich von dem Schlage, den die Negierung nach der Ermordung des 
Innenminiſters Pieracki gegen dieſe ſtürmiſchen Elemente geführt hat, 
noch nicht erholt. Wenn dieſe geſchwächten Gruppen, zufammen mit 
einem Teil der alten Bauernpartei des in die Cſchechei geflüchteten 
Witos, ſich mit der vom Klerus getragenen Katholiſchen Aktion zu 
einem Angriff auf die Regierung verbünden, dann kann der kommende 
Winter in der Tat ein Wiederaufleben der innerpolitiſchen Aus- 
einanderſetzungen bringen. 

Der „kleine Mann“ und Negierung. 

Als Kozlowſki an die Regierung kam, erwartete man allgemein 
einen „Nuck nach links“. So wie ihn ſich die radikalen Elemente 
im Negierungslager vorgeftellt haben, ift dieſer Ruck — bisher wenig- 
ſtens — noch nicht erfolgt. Es gibt eine Reihe Negierungsblätter, 
die in den letzten Monaten zeitweilig ſehr ſcharf gegen die konſervative 
Gruppe des Sanierungslagers Front gemacht und jede der nicht ſeltenen 
Skandalaffären dazu benutzt haben, um dem großgrundbeſitzenden Adel 
am Zeuge zu flicken. Und es hat mitunter recht lebhafte Ausein- 
anderfetzungen zwiſchen dem „linken“ Slügel des 
Regierungslager, zu dem 3. B. der „Kurjer Poranny* gehört, 
und der „Nechtsgruppe“ gegeben, als deren Sprecher 3. B. 
das Wilnaer „Slowo“ und der Krakauer „Czas“ auftreten. Die 
„Linken“ waren im Angriff. Aber dieſer Angriff iſt wieder ins 
Stocken geraten. Daß es überhaupt einen „Nuck nach links“ gegeben 
haben ſoll, wird jetzt gerade vom „KRurjer Porannp“, dem eifrigſten 
Nufer im Streite, mit der größten Selbſtverſtändlichkeit einfach in 
Abrede geftellt. Haben die konjervativen Kreiſe ihren Einfluß, der 
ſchon zu wanken Jchien, wieder gefeſtigt? Und haben die „Links- 
blätter“ des Sanierungslagers einen Wink von oben erhalten, nicht 
mehr allzu laut die Forderungen und Wünſche des „kleinen 
Mannes“ ju unterſtützen, da fie ja bei der allgemeinen Finanz- 
kalamität doch nicht zu befriedigen find? Saft ſcheint es fo, Jeden⸗ 
falls läßt ſich in letzter Zeit wieder eine bemerkenswerte Surückhaltung 
in den Fragen des „kleinen Mannes“ feſtſtellen. 

Nur die Negierungsjugend erlegt ſich in ihrer radikalen 
Propaganda auch heute noch keinerlei Zurückhaltung auf. In den 
letzten Wochen haben ſich verſchjedene Bezirke der 


„Legion der Jungen“ von ihrem „Hauptkommando“, 
das ihnen offenbar nicht mehr radikal genug iſt, getrennt. Von 
dieſen abgeſplitterten Gruppen ſind in den Straßen Warſchaus, 
Czonſtochaus, Bialyftoks uſw. Flugblätter ausgeſtreut worden, in denen 
der Führung der „Legion der Jungen“ der Vorwurf gemacht wird, ſie 
wolle den „untergehenden Kapitalismus in Polen“ beſchützen und die 
Jugend „zum Kampf mit der arbeitenden Klajle“ organisieren. Eins 
diefer Slugblätter endete mit folgenden, ſehr bezeichnenden Worten: 
„Nieder mit den Verrätern der junglegionären 
Sdeel Es lebe der Arbeiterftaat, das Polen der 
Arbeiter, der Bauern und der werktätigen Intel 
ligenz!“ Was die Arbeiterſchaft in den Städten anlangt, Jo ſcheint 
ich die Regierung ihrer nicht oder noch nicht in dem erhofften und 
von einigen Blättern auch in Ausſicht gestellten Maße annehmen zu 
wollen. Gewonnen haben jedoch ſchon die kleineren und mitt- 
leren Bauern. Hier hat die Regierung Kozlowſki - Poniatowſki 
die verſprochenen durchgreifenden Entſchuldungsmaßnahmen auch prak- 
tiſch in Angriff genommen. Sreilich läßt lich auch hier ein ge- 
wiſſes Zurückweichen vor den Forderungen der 
Sroßagrarier feſtſtellen. Es iſt nicht jo, wie es zuerſt wohl 
geplant war, daß man bei der neuen Entſchuldungsaktion den Groß- 
rundbeſitz völlig unberückjichtigt läßt. Vielmehr Jollen die großen 
Beſitzer, wenn auch in verhältnismäßig geringerem Umfange als die 
Mittel- und Kleinbauern, gleichfalls von den Vorteilen der Ent- 
ſchuldungsaktion profitieren. 


Schulſorgen. 


Die Frage des Volksſchulweſens wird Jeit einiger Zeit 
in Polen ſehr lebhaft erörtert. Insbeſondere läßt ſich die Oppoſition 
die günstige Helegenheit nicht entgehen, die Mißerfolge der Regierung 
in der Schulpolitik für ihre Zwecke auszunutzen. Vor einiger Seit 
war von Jeiten der Regierung mitgeteilt worden, daß die ſchlechte 
Finanzlage des Staates dazu zwinge, weitere Einſchränkungen 
im Volksſchulweſen vorzunehmen. Wenn man bedenkt, daß es in 
Polen über 6 illionen Analphabeten gibt, daß im letzten Schul- 
jahr über 700000 ſchulpflichtige Kinder keinen Unterricht erhalten 
haben, und daß in einer Venkſchrift des Verbandes der Volksſchul— 
lehrer feſtgeſtellt worden iſt, daß zur ordnungsgemäßen Durchführung 
des Unterrichtsbetriebes in den Vollksſchulen noch eiwa 10000 neue 
Lehrkräfte eingeſtellt werden müßten, dann kann man ermeſſen, in 


welch bedenklicher Kriſe ſich das Schulweſen in Polen befindet, — von 


den kraſſen Mißſtänden und Mängeln ganz abgeſehen, die im Schul- 
weſen der fremdvölkiſchen Gruppen infolge der Haltung der polnischen 
Behörden beſtehen. U. a. war auch ſeinerzeit von Negierungsſeite 
mitgeteilt worden, daß die Sinanznot des Staates dazu zwingen werde, 
in den Volksſchulen ein allgemeines wenn auch niedriges 
Schulgeld einzuführen. Dieſe Abſicht ſcheint nunmehr doch wieder 
aufgegeben worden zu lein, da die Einführung eines Schulgeldes 
verſtändlicherweiſe auf den geſchloſſenen Widerſtand der Lehrerſchaft 
und der Bevölkerung ſtoßen würde. Das Budgetdefizit ſoll nun, wie 
es heißt, durch Finanzoperationen und durch neue Steuern 
gedeckt werden, und zwar iſt die Einführung einer Zuckerfteuer 
und die Erhebung eines Suſchlages zur Cin kommen- 
ſteuer geplant. Dieſer Zufchlag ſoll für Schulzwecke verwendet 
werden. Er ſoll unterſchiedlich auf Junggeſellen und auf Verheiratete 
mit und ohne Kinder angewandt werden. Die Schulnot in Polen iſt 
nicht nur eine foziale und kulturelle Anoelegenbeit: ſondern ſie hat auch 
ihre parteipolitiſche Seite. Nicht nur daß die Oppofition die 
unbefriedigende Lage des Volksſchulweſens ju befiigen Angriffen auf 
die Regierung benutzt. Sie verjucht offenbar auch die geiſtige Not, 
die infolge des Mangels an Schulen und Lehrkräften beſteht, dazu aus- 
zunutzen, unmittelbar an die betroffenen Volkskreiſe heranzukommen, 
and zwar dadurch, daß fie ſich dort einzuſchalten verſucht, wo Lücken 
im Schulweſen beſtehen. Sine Neihe von ſozialen und 
kulturellen Vereinigungen haben beſchloſſen, in der nächſten 
Zeit den Rampf gegen das Analphabetentum auf dem 
Wege des individuellen Unterrichts aufzunehmen. Die 
Vereinigungen planen unter dem Namen „Monat der Liqui 
dierung des Analphabetentums“! eine Aktion, bei der 
jedes ihrer Mi'glieder es übernehmen Joll, mindeſtens einem Analpba- 
beten das Leſen beizubringen. Daß hierbei eine politiſche Beein- 
ſluſſung der betreffenden Schüler, unter denen ich auch viele 
Erwachſene befinden, möglich und wohl auch beabjichtiat iſt, liegt bei 
der Kampfſtellung der Nationaldemokraten gegenüber der Regierung 
auf der Hand. Es wird. falls diefe Aktion wirklich in Fluß kommen 
ſollte, darauf ankommen, welche politiſchen Kreiſe an ihrer Durch- 
führung teilnehmen. 
Ein fonderbares Wahlergebnis. 

In dem Dorfe Alzen bei Bielitz fanden am 21. Oktober unter 
jtarkem Andrang der Bevölkerung die Gemeinderatswahlen ſtatt. 
Von den 30 Sitzen erhielten die Polen 21, die Deutschen 9. Dieſes Er- 
gebnis hat allgemeines Befremden erregt. Alzen iſt ein überwiegend 
deutſches Dorf. Dem Nationalitätenverhältnis feiner Bewohner nach 
hätte das Wahlergebnis etwa fo fein müſſen: 20 Sitze für die Deut- 
ſchen und lo für die Polen. Die Deutſchen von Alzen haben gegen 
die Wahl Einſpruch erhoben. Zu der Wahlkommiſſion war nämlich 
kein einziger Deutfcher zugelafſen worden. Daraus erklärt ſich wohl 
auch das Ergebnis: Es liegt nicht am Wählen, ſondern am Sählen. 
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Semeindewahlen am 18. November. 

In Danzig iſt es nicht möglich wie im Reich, der organifierten anti⸗ 
ſtaatlichen Tätigkeit durch die völlige Serſchlagung und das Verbot 
der oppoſitionelſen Parteien ein Ende zu machen. Unter dem Schutz 
der vom Völkerbund garantierten Verfafſung haben ſich noch die Neſte 
der alten Suſtemparteien erhalten; und unter Ausnutzung der durch 
die eigenartige völkerrechtliche Situation Danzigs gebotenen Möglich- 
keiten haben vor allem die Marxiſten und die Klerikalen immer wieder 
verſucht, vor den internationalen Inſtanzen gegen die natiönaljozia- 
liſtiſche Regierung des Sreiſtaates zu ſtänkern und mit Unterſtützung 
deutſchfeindlicher Kreiſe des Auslandes die Aufbauarbeit des national— 
ſozialiſtiſchen Senates ju hindern. Vor allem in letzter Seit haben 
dieſe reaktionären Gruppen des Sentrums und der Marxiſten durch 
ihre landesverräteriſche Agitation vielfach verſucht, im Auslande 
und vor allem in Polen Sweifel an der Beſtändigkeit der innen- 
politiſchen Verhältniſſe der Freien Stadt und Mißtrauen gegen die 
Vertragstreue der NSDAP. Polen gegenüber zu wecken. Der Preſſe- 
feldzug, der in letzter Seit von oppoſitionellen wie regierungstreuen 
Blättern in Polen gegen Danzig infjeniert worden iſt, und Fälle wie 
der des Sentrumsſchulrates Behrendt. dem landesverräteriſche Be- 
ziehungen zu einem Mitglied der polniſchen diplomatiſchen Vertrel ung 
nachgewieſen werden konnten, haben gezeigt, wie notwendig es iſt, end⸗ 
lich einen entſcheidenden Schlag gegen die dem Nationalſozialismus 
feindlich gegenüberſtehenden Neſte der alten Suſtemparteien zu führen. 

Die natlonalſoſialiſtiſche Regierung in Danzig hat die Aus- 
ſchreibung von Kreistags und Gemeindewahlen 
in den Landkreiſen Großes Werder und Danziger 
Niederung beſchloſſen. Auf Grund der Danziger Verfaſſung haben 
alle Parteien das Necht, zu dieſen Wahlen ihre eigenen Liſten auf⸗ 
juſtellen. Zur Seit beſtehen neben der NSA P. (und der polniſchen 
Gruppe) jedoch nur noch die Parteiorganifationen der Sozial- 
demokraten und des Zentrums. Die alten bürgerlichen 
Parteien haben ſich nach der völligen Niederlage, die ſie bei den 
Volkstagswahlen im vergangenen Jahre erlitten hatten, ſelbſt auf- 
gelöſt. Und die Kommuniſtiſche Partei wurde wegen fort- 
geſetzter ftaatsfeindlicher Umtriebe verboten. An ſich wären ſolche 
Wahlen ſchon im Herbſt 1932 fällig geweſen. Die damalige Regie- 
rung Siehm hatte den Wahltermin jedoch durch Sondergeſetz zunächſt 
um ein Jahr verſchoben. Die NSDAP. hatte dann einen Teil der 
beſtehenden Kreis- und Gemeindevertretungen aufgelöſt und durch 
Kommiſſare erſetzt, nachdem es ſich bei den Volkstagswahlen am 
28. Mai 1933 gezeigt hatte, daß die alten Vertretungen dem 
Volkswillen nicht mehr entſprachen. Hiergegen hatte die Oppoſition 
beim Völkerbund Einspruch erhoben. Wenn jetzt die NSDAP. 
von ſich aus die Neuwahl der beiden Kreistage verfügt, ſo tut ſie 
das in der Gewißheit. bei den vorausfichtlich am 28. November ftatt- 
findenden Wahlen eine Mehrheit gewinnen ju können, die die 
Übereinſtimmung der Bevölkerung mit der Politik 
der Partei ſchlagartig beleuchtet. Ts kommt bei dieler 
Wahl darauf an. dem Auslande zu zeigen, daß die Oppoſition in 
Danzig nur noch ein kläglicher und in ſich uneinheitlicher griesgrämiaer 
Haufen ift, der nicht das Recht hat, im Namen des Danziger Volkes 
ju jprechen. 

Die Entwicklung des Wahlkampfes verſpricht recht intereſſant zu 
werden. Die Oppoſition muß jetzt aus ihren Schlupflöchern heraus. 
Auch die ſogenannten Deutſchnationalen (jo etwas gibt es in 
Danzig nochl) ſind wieder aufgetaucht. Sie haben ſich mit dem 
Zentrum,: diefer durch häufige Landesverratsfälle übel kompro- 
mittierten Partei, zu einer Arbeitsgemeinſchaft zujammen- 
gefunden, die als „Chiriſtlich- Nationale Liſte“ in den 
Wahlkampf zu treten gedenkt. In einem Aufruf dieſer neuen Partei⸗ 
erfindung heißt es. daß es bei den fälligen Wahlen von beſonderer 
Bedeutung und nötiger denn je Jei, die „guten Ideen“ der anderen 
Parteien für das Jo hart bedrängte Staatsweſen nutzbar zu machen. 
Mit beſonderer Betonung wird in dem Wahlaufruf zum Ausdruck 
gebracht. daß die Arbeitsgemeinſchaft „für eine echt chriſtliche und 
deutſche Vertretung“ in den Gemeinden und Kreiſen eintreten will. 
Der Loſungs ruf für die aufgeſtellten Wahlliſten der vereinigten Par- 
Se 11 BEIDEN: „Sür Wahrheit, Necht und Freiheit, für Volk und 

aterlan 


Landesverräter an der Arbeit. 

In letzter Seit hat es ſich in Danzig als notwendig erwieſen, eine 
Reihe von Leuten unſchädlich zu machen. die es darauf abgeſehen 
hatten, Unruhe im Danziger Freiſtaate zu ſtiften und Polen gegen die 
Danziger Regierung gufzuputſchen. Einer dieſer notoriſchen Landes- 
verräter iſt der Redakteur der marxiſtiſchen „Volksſtimme“, 

homat. Unter deſſen Führung fand kürzlich eine „ſportliche“ Ver⸗ 
anstaltung ſtatt. die von einigen hundert Marxiſten zu einer politiſchen 
Demonſtration benutzt wurde. Thomat wurde vom Schnellaericht zu 
zwei Monaten und einer Woche Gefäonis verurteilt, da ihm nach⸗ 
gewieſen wurde, daß er einen unangemeldeten politiſchen Umzug eines 
marxiſtiſchen Turnvereins organiſiert und geführt hatte. Außer ihm 
wurde eine Anzahl von Teilnehmern ebenfalls mit Gefängnisstrafen 
aus gleichem Anlaß belegt. 

Auch ein anderer Sall ift für die Geiſtesverfaſſung der zum National- 
ſohiglismus in Oppoſition ftehenden Gruppen äußerſt bezeichnend: Der 
Sleiſchermeiſter Dröwke, ein Danziger Staatsangehöriger, wurde wegen 
vollendeten Landesverrates verhaftet. Gegen ihn war eine Anklage 
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Danzig wählt und wehrt ſich 


wegen Verſtoßes gegen die Polizeivorſchriften erſtattet worden, was 
ihm mißfiel. Er hat dann aus Rache die Tatſache, daß ſeine Ver- 
käuferin eine polniſche Staatsangehörige iſt, dazu 
ausgenutzt, ſich mit erlogenen und entſtellten Mittei- 
lungen an die diplomatiſche Vertretung der Ne⸗ 
publik Polen zu wenden mit der Abſicht, weſentliche Intereſſen 
des Staates ju beeinträchtigen. Er hatte u. a. behauptet, daß ſeine 
Verkäuferin von der Danziger Polizei verfolgt und Jchikaniert worden 
jei. Die Catſache des möglichen Einfluffes des Völkerbundskommiſſars 
und der polnischen diplomatiſchen Vertretung ift für viele oppoſitionelle 
Kräfte ein Mittel, auf dieſem Wege ihre ungerechten Sachen durch- 
zuſetzen. Es iſt ſogar vorgekommen, daß ein marxiſtiſcher 
Senator a. DO., der das wichtige Amt des oberſten Polizeiherrn 
von Danzig innehatte, ſich auf Grund feines polniſch klin- 
genden Namens zur polniſchen Minderheit be- 
kennen wollte, um für ſich Vorteile gegenüber dem 
Danziger Staat herauszuholen. 
Falſch verſtandene Verſtändigung. \ 

Der „Pryeglond Polski“, ein Pefener Organ der in 
Regierungslager ſtehenden polnischen Jugend, bat kürzlich eine 
Danzig- Sondernummer herausgebracht. Das ift an ſich 
kein beſonders bemerkenswertes Ereignis. Jedoch wird die Be— 
deutung der Nummer dadurch gehoben, daß der diplomatiſche Ver- 
treter Polens in Danzig, Dr. Papée, ihr ein Geleitwort voraus- 
geſchickt hat, wodurch er ſich mit dem Inhalt des Blattes identifiziert. 
In den verſchiedenen Artikeln wird immer wieder die glücklich in 
Angriff genommene Annäherung zwifchen Danzig und Polen hervor- 
gehoben. Es ſcheinen jedoch in mancher Hinſicht bei den Vorfaſſern 
dieſer Artikel noch recht bedenkliche Vorſtellungen über Danziger 
Angelegenheiten zu herrſchen. Nicht nur die gegenwärtige Lage des 
Danzig-polniſchen Verhältniſſes, ſondern auch die rechtlichen Grund- 
lagen der Exiftenz der Srejen Stadt werden in völlig falſcher Per- 
[pektive geſehen. In einem Artikel heißt es 3. B., nachdem zuvor 
die Erklärung des Gauleiters Sorfters über den Sriedensmillen und 
die Vertragstreue der Danziger nationalſozialiſtiſchen Führung zitiert 
worden find: „Dieſe Erklärung muß als aufrichtig angeſehen werden. 
Dafür ſpricht auch die bisherige Tätigkeit der Hitlerleute in Danzig. 
Nichtsdeſtoweniger muß bemerkt werden, daß die praktiſche 
Verwirklichung der unterſchriebenen Verträge 
von Danziger Seite noch völlig unzulänglich iſt. 
Das bezieht ſich hauptſächlich auf die Rechte der Polen im 
Gebiete der Sreien Stadt, vor allen Dingen in der Frage 
des Schulweſens . .. Danzig hat heute nur zwei Wege 
zur Wahl: den Untergang, falls es gegen Polen ankämpfen 
wollte, oder aber die günſtige Entwicklung unter Polens Ob- 
hut. Von den Danzigern ſelbſt hängt es ab, was ſie wählen wollen.“ 
Gegen Danzig wird hier alſo einmal der Vorwurf mangeln⸗ 
der Vertragserfüllun g. erhoben. ein Vorwurf., der agnz. 
offenſichtlich nur aus taktiſchen Gründen erhoben wird, d. h. 
aus dem Beſtreben heraus, grundſätzlich immer mehr zu 
fordern, als bisher ſchon erfüllt worden iſt. Und weiter wird 
hier der Begriff der Verſtändigung, wie fie von polniſcher Seite auf- 
gefaßt wird, auf eine recht bedenkliche Entweder Oder 
Formel gebracht: Und willst du nicht mein Bruder fein, Jo ſchlag ich 
dir den Schädel ein. 

In einem anderen Artikel derſelben Nummer des „Pryeglond 
Polski“ find u. a. folgende Sätze zu leſen: „Wie daraus hervorgeht, 
ſind die Rechte, die auf dem Gebiet der Geſetzgebung, der Ver- 
waltung und der Kontrolle Polen im Vertrage don Verfailles und 
in der Pariſer Konvention zuerkannt Jind, ſehr weitgehend und 
erinnern an die im Völkerrecht übliche Einrichtung eines Staats- 
protektorats. Das geſamte Verhältnis der Freien Stadt Danzig zu 
Polen hat vieles, was an ein ſolches Protektorat erinnert. Ein 
polniſcher Völkerrechtslehrer hat dieſes Verhältnis als ad mini- 
ſtratives Protektorat' bezeichnet. Die oberſte Gewalt in 
der Freien Stadt Danzig, it aufgeteilt zwiſchen den verfaffungs- 
mäßigen Organen der Freien Stadt, Polen und dem Völkerbund.“ 
Bei einer ſolchen Betrachtungsweiſe des Verhältniſſes zwischen 
Danzig und Polen iſt offenbar der Wunſch der Vater des Gedankens 
geweſen. Dem tatſächlichen Zuſtande entſprechen dieſe Ausführungen 
nicht. Polen bat: keine Souperänitätsrechte in Danzig. die den 
Charakter der ſtaatlichen Selbſtändigkeit der Freien Stadt in Frage 
ſtellen. Die Hervorkehrung polniſcher Souveränitätsanfprüche iſt nur 
geeignet. den geſchloſſenen Widerſtand dieſes deutſchen Staatsweſens 
wachzurufen. Wenn es Polen wirklich auf eine Ver⸗ 
ſtändigung mit Danzig ankommt, daun läßt es 
ſolche anfprucspvolle Gedankenſpielerei a m 
beſten beifeite Für die Tatſache eines „adminiftrativen Pro— 
tektorats“ find weder im Verſailler Diktat, noch in der Pariſer Kon- 
vention, noch im Warſchauer Abkommen oder in einem anderen 
Vertrage irgendwelche Anhaltspunkte zu finden. Daß in einer der 
Verſtändigung gewidmeten Sondernummer eines polnischen Blattes 
ſolche in der Seit des offenen Kampfes zwiſchen Danzig und Polen 
häufig vorgetragenen Theſen erneut aufgeſtellt werden, bemeijt, 
ebenſo wie die gegen Danzig gerichtete, oben wiedergegebene Drohung, 
da man in Polen noch immer nicht gelernt hat, die Begriffe Ver- 
ſtändigung und Unterordnung mit der notwendigen Exaktheit von 
einander zu unterſcheiden. 
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Gſtland⸗Woche. 


Religionsunterricht in deutſcher Sprache. 


Durch eine Berfügung des Unterrichtsminiſte⸗ 
riums iſt das Warſchauer Evangeliſch-Augsburgiſche Konſiſtorium 
unter Leitung des als deutſchfeindlich bekannten Generalfuperinten- 
denten Burſche gezwungen worden, einen vor mehreren Jahren 
ergangenen Erlaß zu ändern, durch den es die Erteilung des 
Religionsunterrichts für Kinder deutſcher Natio- 
nalität an öffentlichen Volksſchulen in deutſcher 
Sprache »einſchränken wollte. In der Entſcheidung des Unterrichts- 
miniſteriums, die bereits am 12. Juli 1934 herausgekommen., aber 
erſt am 17. Oktober vom Warſchauer Konſiſtorium an die Paſtoren 
weitergereicht worden iſt, heißt es u. a.: 

„Das Winiſterium erblickt keine Hinderniſſe, die ſich 
der Erteilung des edangeliſch-augsburgiſchen 
Neligionsunterrichts für Kinder deutſcher Natio- 
nalität in öffentlichen Volksſchulen in deutſcher 
Sprache in den Weg eſtellen würden, falls die Eltern der 
Kinder einen diesbezüglichen Wunſch äußern. Das Miniſterium er- 
klärt ſich auch damit einverſtanden, daß auf Wunſch der 
Eltern den Kindern deutſcher Nationalität Leſe 
unterricht in deutſcher Sprache erteilt werde.“ 

Es wird ferner betont, daß es nach einer Verordnung des 
Unterrichtsminiſteriums vom 11. Oktober 1926 geftattet ift, Schriften, 
die für den evangelischen Neligionsunterricht beſtimmt find, in 
gotiſchen Lettern zu drucken. Daraus geht hervor, daß der Leſe⸗ 
unterricht nicht nur in deutſcher Sprache, ſondern auch in gotifcher 
Schrift erteilt wird, in der Schrift, in der Bibeln, Katechismen und 
Geſangbücher ausnahmslos gedruckt find. So iſt nun auch in Kon— 
greßpolen der Weg frei für den deutſchen Leſeunterricht, der die 
notwendige Grundlage für einen erfolgreichen Neligionsunterricht 
bildet. Sm Gebiet der unjerten evangeliſchen Kirche 
hatte das Bromberger Gerichtsurteil im Schubiner Kindergottesdienſt- 
prozeß des vorigen Jahres eine ähnliche Entſcheidung gefällt, in dem es 
ebenfalls deutſchen Leſeunterricht, der die Vorausſetzung für den Neli- 
ionsunterricht darſtellt, nicht als ſtrafbar beurteilt hatte. Die „Lodzer 

reie Preſſe“ gibt der Hoffnung Ausdruck, daß die unteren Schulbehörden 
die Verfügung des Minifters voll und ganz ausführen werden, und fordert 
die deutſchen Eltern auf, Neligionsunterricht und Leſeunterricht in 
deutſcher Sprache für ihre Kinder zu verlangen. Mit der Verordnung 
iſt endlich eine Erleichterung erreicht worden, um die ſchon lange Jahre 
vergeblich gekämpft wurde. Die berechtigten Forderungen der deutſchen 
Volksgruppe werden durch ſie freilich noch lange nicht völlig erfüllt. 


Die polniſche Sprache in der Gemeindevertretung. 


Das polniſche Innenminilterium hat einen Nunderlaß an die Ver- 
waltungsbehörden gerichtet, der für die völkiſchen Minderheiten in 
Polen von erheblicher Bedeutung if. Nach der geltenden Wahl— 
ordnung können Abgeordnetenmandate in den Selbft- 
verwaltungskörpern nur von Perfonen ausgeübt 
werden, die der polniſchen Sprache in Wort und 
Schrift kundig find. Dieſe Beſtimmung iſt in vielen Fällen 
außerordentlich ſtreng aufgefaßt worden. Der jetige Nunderlaß be- 
ſtimmt, daß die Unkenntnis der polniſchen Sprache in Wort und Schrift 
in jweifelloſer Art feſtgeſtellt fein müſſe, um ein Mandat 
unmöglich zu machen. Wenn das betreffende Mitglied in einer Selbit- 
verwaltungskörperſchaft orthographiſche oder arammatiſche Sehler 
mache, jo ſei das nicht ausreichend, um ihm das Mandat zu entziehen. 
Das Geſetz dürfe nur angewandt werden gegenüber Perſonen, die eine 
völlige Unkenntnis der polniſchen Sprache aufweiſen. 


Bilanz des deutſch⸗polniſchen Touriſtenverlehrs. 

Im Krakauer „Sluftromany Kurjer Codzienng“ wurde auf Grund 
halbamtlicher Angaben eine Bilanz des bisherigen deutſch-polniſchen 
Couriſtenverkehrs veröffentlicht. Danach find bisher im Jahre 1934 
mit den verbilligten Sonderzügen 11985 Perſonen aus Deutſchland 
nach Polen gekommen; ſie haben ſich in Polen 12 705 „Touriſtentage“ 
aufgehalten, was einem Geſamtumſatz von etwa 20400 AM. gleich⸗ 
kommt. Sonderzüge aus ODeutſchland find gefahren: Viermal nach 
Krakau. dreimal nach Cſchenſtochau, zweimal nach Warſchau und ein- 
mal nach Zakopane. Es find 3331 090 „Couriſtenkilometer“ zurück⸗ 
gelegt worden. Aus Polen nach Deutfchland find in derſelben Zeit 
nur 4030 Touriſten gekommen. Doch wird die Sahl der „Touriſtentage“ 
auf 18 420 geſchätzt, was einem Geſamtumſatz von etwa 700 000: Zloty 
(S etwa 330 000 AM.) gleichkommt. Auf deutfcher Seite haben die 
Güge mit polniſchen Touriften 5 013 625 „Couriſtenkilometer“ jurück⸗ 
gelegt. Nach diefer Aufftellung ſind alſo zwar mehr deutſche Touriſten 
in Polen, als polniſche in Deutſchland geweſen, doch ift die Vilanz 
trotzdem, da ſich die polniſchen Touriſten im allgemeinen länger in 
Deutſchland aufgehalten haben für dieſes aktiv. Durch die 
deutſche Devifenlage wird der deutſche Touriftenverkehr nach 
Polen ſtark behindert. 


Deutſche Handelskammer für Polen, 


Die „Deutſch-polniſche Handelskammer“ in Breslau ift im Su- 
ſammenhang mit dem deutſch-polniſchen Kompenſationsabkommen vom 


11. Oktober zu wichtigen Funktionen auserſehen worden. Sie wird 
der Reichsregierung bei der Durchführung des Abkommens als Ver- 
trauensſtelle dienen. Den veränderten Umſtänden Rechnung tragend. 
wird der Name der Kammer in „Deutſche Handelskammer 
für Polen“ geändert. Zur Wahrnehmung der im Abkommen zu- 
geteilten Aufgaben wird die Kammer einen ſtändigen Beauf- 
tragten nach Warſchau entſenden. Die Kammer wird ſich 
über den Nahmen des deutſch-polniſchen Kompenſationsabkommens hin- 
aus in Zukunft auch mit der Vermittlung privater Kom- 
penſationsgeſchäfte befaſſen. Hierfür ift geplant, bei der 
Sweigſtelle der Kammer in Berlin, NW, Dorotheen- 
ſtraße 11, eine Kompenſationsabteilung einzurichten. 


Aus der evangeliſchen Kirche vertrieben. 

‚ In Czerwionka (0Oſtoberſchleſien) beſteht ſeit 1926 eine Kapelle. 
die dem dortigen Teil der evangeliſchen Gemeinde Aybnik von der 
Generaldirektion der Grube Czerwionka für Gottesdienste. Bibel- 
ftunden und ſonſtige kirchliche Veranstaltungen zur Verfügung ge- 
ſtellt worden war. In den erſten Jahren wurden dort ausſchließ⸗ 
lich deutſche Gottesdienſte abgehalten. Vor etwa fünf 
Jahren wurden dann auch, da evangeliſche Polen zugezogen waren, 
polniſche Sottesdienſte eingeführt. Allen ſprachlichen 
Wünſchen wurde von der Gemeinde Aybnik, die in der Silialgemeinde 
Szerwionka einen zweiſprachigen Vikar anſtellte, in weitgehendſtem 
Maße entſprochen. Einigen aus Kongreßpolen zugewan⸗ 
derten Elementen aber genügte dieſe Regelung nicht. Sie 
forderten eine völlige Poloniſierung des Gottesdienſtes und fie er- 
reichten es ſchließlich auch, daß die Sruben verwaltung die 
Kapelle der evangeliſchen Gemeinde entzog und dem 
„Verein der evangeliſchen Polen“ übertrug. Es iſt dies der erſte 
Fall, daß in Oſtoberſchleſien in dieſer gewaltfamen Sorm in das Leben 
einer evangeliſchen Gemeinde eingegriffen wurde. Von Jeiten der 
Unierten Evangeliſchen Kirche in Oſtoberſchleſien wird darauf auf- 
merkfam gemacht, daß der „Verein der evangeliſchen 
Polen“ ſich durch ſein Vorgehen außerhalb ihres Verbandes ge— 
ſtellt hat und als der evangeliſchen Kirche augsburgiſchen Bekennt- 
niſſes in Warſchau zugehörig zu betrachten it. 5 


Die deutſchen Filme und der Krakauer „Rurjer”, 

Die Catſache, daß in letzter Zeit einige deutſche Confilme 
in Polen aufgeführt worden ſind, hat die ganz Unentwegten 
unter den polniſchen Patrioten auf die Beine gebracht. Früher haben 
fie, wenn ein deutſcher Film gejeict wurde, Nadauſzeuen veranſtaltet. 
Heute müſſen fie ſich auch im Reiche Grazynfkis etwas mehr Surück⸗ 
haltung auferlegen. Aber fie laſſen doch ihre patriotiſche „Volksſeele 
kochen“, und ſie beginnen bereits wieder ihre Agitation gegen die — 
Germaniſierung. Und auch die Preſſe öffnet wieder ihre für ſolche 
Gedankengänge ſtets ſehr empfänglichen Spalten. So war im Krakouer 
„Iluſtr. Kurj. Cod;.“ Kürzlich eine Suſchrift aus Königshütte 
(Chorjow) zu leſen: 


„Seit einiger Zeit geſchehen in Oberſchleſien unangenehme Dinge“, 
heißt es darin. „Die hieſigen Lichtſpielhäuſer, insbeſondere diejenigen 
in Chorzow, beginnen, übermäßig viel ( deutſche Filme 
vor jſuführen. Das iſt für das hieſige Gebiet eine ſehr 
gefährliche Erſcheinung. Durch das Lichtſpielhaus nämlich 
dringen in die hieſige Bevölkerung (in die breiteſten Maſſen) die 
deutſche Sprache, deutſches Lied und deutſche Sitte. Die Polonifierun 
des hieſigen Gebiets liegt aber noch in weiter Ferne. Wir haben den 
Eindruck, daß die hieſigen Lichtſpielhausbeſitzer der ftillen deut⸗ 
ſchen Politik jur Hand gehen und zielbewußt eine ſo große 
Sahl deutſcher Silme einführen. Die maßgebenden Stellen der Staats- 
politik haben ſich mit dieſer Angelegenheit noch nicht befaßt. Wir 
find feſt überzeugt, daß durch die Aufwerfung dieſer Frage in Ihrem 
Blatt die eingeſchläferte Aufmerkſamkeit der Polen aufgerüttelt wird. 
Wenn man ermägt, wie die Nuſſen die Kinofrage behandeln, die ſich 
davon Nechenſchaft abgeben, was das Kino für die Maſſen iſt. fo 
muß man bedauern. daß wir der Catſache gegenüber gleichgültig ſind. 
daß auf dem Gebiet Oberſchleſiens, wo um die polniſche Seele gekämpft 
werden muß, der deutſche Film ohne Einſchränkung (N) ſich ausbreitet 
und in beifpiellofer Weiſe (0 die Maſſen des Arbeiterproletariats 
germaniſiert (h.“ 


Die ſprichwörtliche volniſche Gaſtfreundſchaft. 


Wie der Jozialiftilche „Nobotnik“ vom 2. Oktober berichtete 
hat das Bezirksgericht Warſchau den Abraham Saigenberg 
freigeſprochen. der anläßlich des Beſuches von Minifter Goebbels in 
Warſchau öffentlich Plakate angeklebt hatte, die die Aufſchrift 
trugen: „Nieder mit dem faſchiſtiſchen Hunde Goebbels. Es lebe 
die Solidarität des Proletariats im Kampfe um die Befreiung des 
Genoffen Thälmann!“ Der Rechtsanwalt Rarniol, der Ver 
treter des Angeklagten, machte geltend. daß das polniſche Strafgeſetz 
die Vertreter fremder Staaten nicht ſchütze. Es könne in dieſem 
Falle nur Miniſter Goebbels „als Privatkläger wegen Verleumdung 
klagen“. Das Gericht ſchloß ſich dieſer Auffaſſung an. 
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Grzendzinſki und der „Oſtbund“. 


Kürzlich fand eine Verſammlung der Warſchauer Gruppe des pol- 
niſchen Weſtmarkenvereins ſtatt, in der deren Vorſitzender, ein gewiſſer 
Grzendzinſki ſeine geringe Vertrautheit mit der geſchichtlichen Ent- 
wicklung der deutſch-polniſchen Beziehunden und dem heutigen Stande 
le Beziehungen bewies. Einem Bericht des „Kurjer Warfzamfki“ 
zufolge (20. Oktober) foll Srzendzinſki feinen Zuhörern u. a. folgendes 
erzählt haben: Die deutſch-polniſchen Beziehungen hätten ſeit dem 
6. Jahrhundert n. Chr. in der „kulturellen Unterdrückung des Slawen— 
tums zwiſchen Rhein () und Oder durch die germanischen Völker“ 
beſtanden. Sie hätten unter dem Zeichen des Kampfes geftanden, in 
dem Polen die Rolle eines „Schutzwalles gegen den Marfch der 
Germanen nach Often“ gebildet hätte. Gelegentliche Bündniſſe mit 
dem Kaiſer, dem Deutſchen Orden oder dem Kurfürſten von Branden- 
burg hätten an der Catſache des ſtändigen Kampfes nichts zu ändern 
vermocht, und Preußen hätte ſchließlich „die Initiative zur Teilung 
Polens“ ergriffen. Dann heißt es weiter in dem eſſebericht über 
dieſen „tiefſchürfenden“ Vortrag: „Bei der Wiederaſhrich tung Polens 
nach dem Weltkriege Jind in unferen wiedererlangten Weſtgebieten viele 
fremdartige Beſtandteile, zahlreiche Spuren der früheren Sermani— 
ſierung verblieben ... Jetzt haben wir in unjeren Weſtgebieten die 
Pofitionen wiedererlangt, die wir mit den Teilungen verloren hatten. 
In dieſem Stadium hält der Weſtmarkenverein ſeine Arbeit jedoch 
nicht für beendet; dieſe Aufgabe muß neu durchdacht und neu ge- 
regelt werden.“ Um feinen Zuhörern die , Unentbehrlichkeit“ des Weh- 
markenvereins, der übrigens in nächſter Zeit in gewiſſer Hinſicht um- 
geformt werden ſoll, zu beweifen. verwies der „Fachkundige“ Vorſitzende 
der Warſchauer Gruppe dieſes Verbandes auf die Tätigkeit des .Olt- 
bundes“ in ODeutſchland. In dem erwähnten Preſſebericht heißt es 
hierüber wörtlich: „Im Vergleich mit der deutſchen Organiſation 
‚Oftbund‘ find unjere Kräfte ſehr ſchwach. Die Organiſation des Welt- 
markenverbandes zäblt im ganzen Lande kaum 40,000 Mitaliedor, 
während der „Oſtbund' allein in Berlin 700000 Mitglieder zählt (1). 
Es iſt alſo dringend erforderlich, daß die Staatsbürger den Ernſt des 
Augenblickes verſtehen und zahlreich in die Reihen des Weſtmarken— 
verbandes eintreten.“ 5 


Der Schmuggel an der deutſch⸗polniſchen Grenze. 


Der Schmuggel an der deutſch-polniſchen Grenze hat einen un- 
geheuren Umfang angenommen. Alle Bemühungen der polniſchen Soll- 
behörden, den Schmuggel einzudämmen, ſind bisher ergebnislos geweſen. 
Tagtäglich wird von Suſammenſtößen der Schmuggler mit der Grenz- 
polizei berichtet, wobei die Polizeibeamten von der Schußwaffe rück- 
ſichtslos Gebrauch machen. Sehr oft find es nur Kleinigkeiten. wie 
ein paar Südfrüchte, für die die Schmuggler — meift Arbeitsloſe — 
ihr Leben aufs Spiel ſetzen. Durchſchnittlich werden im 
Monat an die tauſend Schmuggler feſtgenommen und 
für 50000 Zloty Schmuggelware beschlagnahmt. Beim Bezirks- 
gericht in Kattowitz lind zur Zeit 2000 Prozeſſe 
gegen Schmuggler anhängig, die ſämtlich erſt in diefem Jahr 
eingeleitet worden ſind. 


Geringer Poſtverkehr in Polen. 

Wie man errechnet hat, entfallen in Polen auf einen Einwohner 
im Laufe eines Jahres 22 Briefſeundungen und 6 Seit - 
ſchriftenſendungen. Das find ungewöhnlich niedrige Ziffern. 
Polen nimmt in dieſer Hinſicht eine der unterſten Stellen in 
Europa ein. Schlechter ſteht es mit der Poſtbenutzung durch die 
Bevölkerung lediglich in Nußland und in einigen Balkanſtaaten. Man 
hofft in Polen, daß die Senkung der Poſttarife, die mit dem 
1. Oktober d. J. erfolgt ift, zu einer Beſſerung der Verhältniſſe bei- 
tragen wird. 


Line „unkluge Demonfteation? 

In Kattowitz gibt es eine Polniſch-tſchechoſlowakiſche 
Heſellſchaft, die es ſich zum Ziel geſetzt hat, das gegenſeitige 
Sichkennenlernen und die Annäherung der beiden Nationen zu fördern. 
Der Vorſtand diefer Geſellſchaft hat nun auf Jeiner letzten Sitzung 
folgenden Beſchluß gefaßt und dem tchechifchen Konſulat in Kattowitz 
zur Kenntnis gebracht: „Mit Nückficht auf die Suſpitzung der 
polniſch-tſchechiſchen Beziehungen ſieht der Vorſtand 
der Geſellſchaft keine Möglichkeit mehr, die Ziele der 
Geſellſchaft zu verwirklichen. Aus dieſem Grunde ſtellt 
die Geſellſchaft ihre Tätigkeit ein bis zu dem Cage, an dem die 
Beweggründe für dieſen Beſchluß in Wegfall kommen.“ Die Se- 
ſelſſchaft gehört zu den mancherlei Organiſationen ähnlicher Art, die 
vor einigen Jahren entstanden, ihre Entſtehung aber weniger einer tat- 
lächlichen Annäherung zwiſchen Prag und Warſchau als der gemein- 
ſamen. Gegnerſchaft gegen Deutſchland verdankten. Die „Polonia“, 
das Blatt Korfantus, bezeichnet den jetzigen Beſchluß des Vorſtandes 
als eine „unkluge Demonſtratio n“. „Uns will ſcheinen“, ſchreibt 
das Blatt, „als ob der geſunde Menſchenverſtand aus dem angeführten 
Grunde eine um fo lebhaftere Tätigkeit der Geſellſchaft empfehlen ſollte. 
Wir erfüllen die Bitte der Geſellſchaft (um Veröffentlichung ihres 
Vorſtandsbeſchluſſes) und berichten von deren „wichtigem“ Beſchluß, weil 
wir Leute nicht behindern mögen, die ſich um jeden Preis — bla= 
mieren wollen.“ 
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Dr, Schubert, Grune — Bevollmächtigter bei Pleß. 


Nach der Verhaftung des Generaldirektors der Pleßſchen Unter- 
nehmungen, Crenczak, durch die polniſchen Behörden, iſt der Skono- 
mierat Dr. Schubert aus Grune bei Pia zum Bevollmächtigten 
der Pleßſchen Verwaltung ernannt worden. Or. Schubert ſollte am 
J. Oktober die Leitung der landwirtſchaftlichen Verwaltung des Fürſten 
von Pleß übernehmen, konnte dieſen Poſten jedoch wegen der Ver- 
hängung der Swangsverwaltung nicht mehr antreten. Er gehörte 
bisher zu den maßgedenden lıännern der deutſchen Landwirtſchaft 
in der Wojewodſchaft Poſen. In den „Oeutſchen Wiſſenſchaftlichen 
Blättern in Polen“ iſt vor einigen Jahren von ihm eine größere Arbeit 
über die Landwirtſchaft in Poſen und Pommerellen erſchienen. 


Unentgeltliche Dorfbüchereien. 


Die „Militäriſche Vorbereitung unter den Poit- 
beamten“ hat beſchloſſen, in den kleinſten Poſtauſtalten, den fo» 
genannten Agenturen, die über die Dörfer verſtreut find, Wander- 
büchereien einzurichten, die der Landbevölkerung unent- 
geltlich zugänglich ſein ſollen. Die erſte Gruppe von 160 vollſtändigen 
Büchereien in dieſer Art iſt bereits den Poſtagenturen in den Wojewod— 
ſchaften Wilna, Lemberg, Lublin, Wolhynien, Poleſien, Tarnopol, Stauis⸗ 
lau und Bialuſtok überwieſen worden, wo ſich die Mitglieder der „Mili- 
täriſchen Vorbereitung unter den Poſtbeamten“ ehrenamtlich mit 
der Verteilung der Bücher unter die Landbevölkerung befallen. Jede 
dieſer Büchereien enthält 35 volkstümlich gehaltene Bücher, vor 
allem ſolche, die ſich mit der Geſchichte des polniſchen Unabhängig- 
keitskampfes, mit dem „polniſchen Meer, alſo mit der Korridorfrage, 
ſowie mit Fragen der Landwirtſchaft, der Industrie, des Flugweſens 
u. dgl. befaffen. Die Büchereien ſind als Wanderbüchereien gedacht, 
die alle Vierteljahre ausgewechſelt werden. Ihre Er- 
richtung iſt das Werk der Mitglieder der „Militäriſchen Vorberei— 
tung unter den Poſtbeamten“, die einen beſtimmten Teil ihrer ſtändi— 
gen Mitgliederbeiträge zu dieſem Swecke verwendet. 


Bilanz der Hochwaſſerkataſtrophe. 


Die endgültigen Angaben über die Serſtörungen, die durch die 
Hochwaſſerkataſtrophe dieſes Sommers in Weſt⸗ 
galizien und Kongreßpolen angerichtet worden find, liegen 
jetzt vor. Im ganzen wurden 1300 Ortſchaften in Mitleidenfchaft 
gezogen. 3000 Häuser wurden zerjtört. An 40000 Häufern find mehr 
oder weniger umfangreiche Erneuerungsarbeiten auszuführen. Von der 
Gewalt des Waſſers wurden 176 Brücken fortgeriſſen, 244 weitere 
Brücken wurden beſchädigt (eine dieſer J. 3. befchädigten, aber noch 
nicht eee Brücken iſt kürzlich unter der Laſt eines mit 
ſieben Perfonen beſetzten Fuhrwerkes eingeſtürzt, wobei zwei Perſonen 
getötet und drei weitere ſchwer verletzt worden ſind). 50 Kilometer 
Straßen wurden völlig vernichtet; weitere 102 Kilometer müſſen un= 
bedingt erneuert werden. 62 Menſchen, vor allem in Neu-Sandez, 
Neumarkt und Tarnow, kamen bei der Hochwaſſerkataſtrophe ums 
Leben. Die Sahl der Menſchen, die ihr Hab und Gut verloren haben, 
und mindeſtens bis zur nächſten Ernte durch das hierzu beſtimmte 
Silfskomitee erhalten werden müſſen, beläuft ſich auf 110.000, darunter 
40 000 Kinder. 


Neuer polniſcher Botſchafter in London. 


Der bisherige ſtändige Vertreter Polens beim Völkerbund, Graf 
Edward Nac zynfki, wurde zum Botſchafter in London ernannt. 
Er tritt dort an die Stelle des Grafen Skirmunt, der “Polen 
zwölf Jahre lang in London vertreten hat. Naczunſki gehört — mi! 
etwas über 40 Jahren — noch der jüngeren politiſchen Generation in 
Polen an, zu der auch der Außenminiſter Beck zu zählen iſt. Nach der 
Ernennung Lukaſiewiezs zum Botſchafter in Moskau, Lipskis zum 
Geſandten (jetzt Botſchafter) in Berlin und Gawronſkis zum Geſandten 
in Wien, ift die Berufung Naczunſkis nach London ein weiterer 
bemerkenswerter Schritt in der Umbeſet tung des polniſchen diploma— 
tiſchen Dienſtes. Die alten, ehrenhalber in den Außendienſt über- 
nommenen Perſönlichkeiten werden Schritt für Schritt von jüngeren 
Kräflen erſetzt, die „von der Pike auf“ den diplomatiſchen Dienſt 
durchgemacht, darin Begabung n bewieſen und Erfolge aufzuweiſen haben. 


210.000 Kilogramm Rohhar; geerntet. 

Der Arbeitsgau VIII des SAD. (Oftmark) kann für ſich 
das Verdienſt in Anſpruch nehmen, als erſter in der Harz3- 
gewinnung eine neue Nohſtoffquelle erſchloſſen 
und damit den Weg zur Unabhängigkeit der deutſchen Wirtſchaft von 
ausländiſcher Rohharzeinführung vorbereitet zu haben. Im Jahre 1933 
wurde der erite Betrieb mit einer Nutzungsfläche von 100 Hektar 
eingerichtet und hier 22009 Kilogramm Nohharz geerntet. In dieſem 
Jahre ift die Harmutzung bereits auf fünf Betriebe mit 600 Hektar 
ausgedehnt, in denen die Ausbeute 210 o00 Kilogramm betrug. Die 
Arbeitsfläche iſt ſomit um das Sechsfache, die Ernte falt um das 
Jehnfache geſtiegen. Wichtiger als dieſer Mengeerfolg iſt jedoch die 
Seftftellung, daß es gelang, ein Qualitätsharz zu erzeugen, das 
den ausländiſchen Produkten ebenbürtig iſt. In einem 
Betriebe wurden ſogar 36 Prozent Hellſtharf erzeugt, das alle aus- 
ländiſchen Qualitäten übertrifft. Mit Hilfe eines vom Inftitut für forft- 
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liche Arbeitswiſſenſchaft und dem Arbeitsgau VIII gemeinſam durch- 
geführten Verfahrens iſt eine gan; erhebliche Wert⸗ 
ſteigerung des deutſchen Rohharzes erzielt worden. In 
dem im vorigen Jahre durchgeführten Betriebe wurde Harz gewonnen, 
deſſen Pinengehalt (niedrigſiedende, wertvollſte Beſtandteile des 
Terpentinöls) nur 45—55 Prozent betrug gegen 75—85 Prozent der 
amerikanifchen Öle, Jo daß deutſches Nohhar; trotz anderer hervor- 
ragender Eigenſchaften nicht voll konkurrenzfähig war. In dieſem 
Jahre iſt es gelungen, den Pinengehalt auf 82 Prozent zu .fteigern. 
Hoffentlich werden die Schwierigkeiten, die bisher einem großzügigen 
Ausbau der Harzgewinnung entgegenjteben, befeitigt und die Harz- 
nutzung auch auf die übrigen in Be kommenden Arbeitsgaue aus- 
gedehnt. Dreißig Millionen eichsmark, die bisher für 
die Beſchaffung von Nohharz ins Ausland wanderten, können erſpart 
werden und Cauſende von deutſchen Arbeitern bei der Weiter- 
verarbeitung Lohn und Brot finden. 


Notwehr wird beſtraft. 


An die Deutſchen in Polen und Pommerellen war vor längerer Seit 
ein Nundſchreiben verſchickt worden, in dem ſie unter Hinweis 
auf die antideutſchen Boupkottmaß nahmen poluiſcher 
Kreiſe zur Unterſtützung des deutſchen Handels und Gewerbes auf- 
gefordert wurden. Wegen dieſes Nundſchreibens ſtand jetzt der Leiter 
des Thorner Deutschen Sejmbüros, Paul Frank, vor Gericht. Ihm 
wurde vorgeworfen, ſich durch die Verteilung des Schreibens der Ver⸗ 
breitung falſcher Nachrichten ſchuldia gemacht zu haben. Der Ver⸗ 
teidiger, Rechtsanwalt Spitzer, Bromberg, erbot ſich, den Beweis zu 
führen. daß ſich die in dem VNundſchreiben erwähnten polniſchen 
Boukotthandlungen tatſächlich ereignet hätten; und er berief ſich dabei 
auf mehrere im Original vorliegende Zeitungsartikel, ſowie 
auf die Seugenausſage eines in Bromberg wohnenden Arftes. 
Der Richter des Thorner Burgaerichts lehnte jedoch die Beweis- 
führung mit der Begründung ab, daß Sei ungsnachrichten an ſich kein 
Beweis für die Wahrheit eines Geſchehniſſes ſind. Der Staatsanwalt 
bezeichnete die im Nundſchreiben enthaltenen Ausführungen ſchlechſhin 
als unwahr, ohne freilich dieſe Behauptung irgendwie zu beweiſen. Das 
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Gericht verurteilte Paul Srank zu drei Monaten Gefän 
mit dreiſähriger Bewährungsfriſt und ju 50 5 
Geldſtrafe. 


Zu wenig Inhalt. 


Wie das Nevaler Blatt „Poſtimees“ berichtete, fand vor einiger 
Seit bei dem ſtello. eſtländiſchen Miniſterpräſidenten Einbund eine 
Beſprecung über Kultur- und Volkstumsfragen ſtatt. Einbund ſcheint 
ſich bei dieſer Beſprechung recht offenherſig über die — ſpärlich vor⸗ 
handene — eſtniſche Eigenkultur ausgesprochen zu haben. In feiner 
einleitenden Anſprache hat er feſtgeſtellt, daß die Eſten auf die Pflege 
ihrer Kultur zu wenig Wert gelegt haben: „Wir haben unſerer vater 
ländiſchen Idee und unjerem Volksgedanken bisher zu wenig 
Inhalt verliehen. Bei unſerer Jugend bemerken wir, daß ihr ein 
klares Ziel und ein klarer Gemeinſchaftswille fehlt. Auf dem Gebiet 
unſerer Kultur und Kunſt haben wir bis jetzt hauptfächlich reine 
Kritik geübt. Jetzt aber erkennen wir, daß bloße Kritik und 
bloßer Kampf nicht aufbauend wirken ... Ein großer Teil unſerer 
Ortsbezeichnungen ſtammt nicht von uns. Ebenſo ſind viele andere 
Volkstumstraditionen bei uns fehr dürftig... Wenn 
wir beginnen mit unſeren größten Gebäuden und enden mit dem klein- 
ſten Bahnhof im Petſchurgebiet — finden wir dort unſere Kultur, 
unfere Tradition? Unſere Kultur befindet ſich genau auf i Stufe 
wie vor 15 bis 16 Jahren. Womit haben unfere Volkskunſt und 
unſere Volkstradition unſere Schulen auf dem Lande verfchönt? Mit 
gar nichts! Auch auf anderen Gebieten macht ſich das Sehlen einer 
Volkstradition bemerkbar. Der Staat hat es unterlaſſen, die 
ſchöpferiſchen Kräfte auf dem Gebiet der Sprache, des Schrifttums und 
der Kunſt im Sinne der Volksfeele zu aktivieren, er hat es jugelaſſen, 
daß niederreißende Kritik und Einzelintereſſen ſich breitmachten.“ — 
Herr Einbund iſt der Meinung, daß das anders werden müſſe. Und 
er gedenkt in der Pflege der eſtniſchen Volkskultur beiſpielgebend 
voranzugehen: Er hat beſchloſſen, ſich nicht mehr Einbund, ſondern 
irgendwie eſtniſch: „Hellamaa“, vielleicht auch anders zu nennen. Er 
will den Namen feiner Väter verleugnen: das gehört dann auch zur 
eſtniſchen Kulturl „Zu wenig Inhalt“ — Herr Einbund! „Hauptſäch— 
lich reine Kritik“ — Herr Hellamaal 


Das neue Sprachengeſetz in Eſtland. 


Der von den neuen autoritären Regierungen Ejtlands und Pett- 
lands gegen deutſche Kultur und deutſches Volkstum geführte Kampf 
geht unentwegt weiter. In Reval ift vor wenigen Tagen das längft 
angekündigte neue Sprachengeſetz von der Regierung verab- 
ſchiedet worden. Es iſt der ausgesprochene Sweck diefer Maßnahme, 
das Verhältnis zwiſchen den im Lande vorherrschenden Umgangs- 
ſprachen der Bevölkerung, dem Deutſchen und dem Eſtniſchen, zu- 
gunſten des letzteren Idioms entjcheidend zu beeinfluſſen und die deutſche 
Sprache allein auf den häuslichen Gebrauch innerhalb der deutſchen 
Volksgruppe zu beſchränken. Wenn in der politiſch weniger bewegten 
Seit vor dem Juſammenbruch der alten Welt im großen Kriege zahl 
reiche blutsmäßig dem Eſtentum angehörende Volksteile ſich der 
deutſchen Sprache bedient haben, wenn aus dem Wirtſchaftsleben des 
Landes die deutſche Sprache auch heute noch gar nicht fortzudenken 
ift, Jo ſoll nunmehr mit dieſen Erſcheinungen endgültig aufgeräumt 
werden. Das zur Überſchätzung feiner Bedeutung als Kulturvolk 
neigende Eſtentum von heute empfindet die geſchichtlich gewordene 
Stellung des Deutſchtums im Lande als ſchwer tragbar, ja als Hin- 
dernis für jede freie Entfaltung der eſtniſchen Volksſeele. Im ein- 
zelnen ſieht das neue Sprachengeſetz die Beſeitigung des bisherigen 
Rechtes der Volksgruppen vor, mit der Behörde in der Mut- 
terſprache ju der kehren. Dieſes Recht behalten nur ſolche 
Einzelperfonen, die das Eſtniſche nicht beherrſchen. Es liegt in der 
Natur der Dinge, daß es Perſonen, die der Staatsfprache unkundig 
find, unter den Landesbewohnern kaum geben dürfte. Die Nötigung, 
ſich der Behörde gegenüber keiner anderen Sprache zu bedienen. als 
der Staatsſprache, iſt für jeden Nationalſtaat eine Selbitver- 
ſtändlichkeit. die einer geſetzlichen Regelung gar nicht erſt bedarf, 
bedeutet aber für die Volksgruppen eines Nationalitäten ⸗ 
ſtaates die Verkümmerung eines der michtigften ſtaatsbürgerlichen 
Rechte, nämlich des Rechtes, mit feiner Obrigkeit und mit feinem 
Richter in der Mutterſprache zu verhandeln. Der Sebrauch der 
Mutterfprabe in den Kulturſelbſtverwaltungs⸗ 
körperſchaften der Volksgruppen hängt von den Ausführungs- 
beſtimmungen ab, die auf Grund des neuen Geſetzes von den zuſtändi⸗ 
gen Minifterien zu erlaſſen find und die noch ausſtehen. Es dürfte hier 
wohl alles mehr oder weniger beim Alten bleiben, nur wird wohl 
der Deutſchen Kulturverwalkung in Zukunft unterſagt fein, ſich im 
amtlichen Verkehr der geſchichtlichen deutſchen Städte» 
und Ortsnamen zu bedienen, wie das bisher ſtets üblich geweſen 
iſt. Eine neue Regelung ſoll die Anwendung der Staats- 
[prache im Wirtſchaftsleben und im internationalen 
Verkehr erfahren, aber auch im Geſellſchaftsleben, Jo 
weit öffentliche Belange berührt werden. Daß die Sonderverordnungen 
der zuſtändigen Neſſortminiſter auch hier im Sinne völliger Un- 
duldfamkeit gegen alles Vichteſtniſche abgefaßt Jein 
werden, geht aus den Richtlinien des Nahmengeſetzes eindeutig hervor. 
Durch die Bedingtheiten des praktiſchen Lebens und durch geſchicht⸗ 
lich gewachſene und lebensberechtigte Traditionen wird ſich der Geſetz⸗ 


geber keinesfalls ſtören laffen, alle Hinderniſſe hinwegzuräumen, die 
dem Aufſtieg des Eſtniſchen zur alleinigen Landessprache etwa noch 
im Wege ſtehen. Auch das ſonſt ſtets mit äußerſter Vorſicht behandelte 
heikle Gebiet des Wirtſchaftslebens wird vor einſchneidenden 
Maßnahmen ſprachpolitiſcher Art nicht bewahrt bleiben. Die Durch- 
führung wird hier einem künftigen Sondergeſetz überlaffen, 
grundſätzlich beſtimmt aber bereits das Rahmengeſetz die eſtniſche 
Sprache zur alleinigen Seſchäftsfprache in allen 
Wirtſchaftsbetrieben des Landes. Dieſer Grundſatz be- 
deutet, daß von heute auf morgen in zahlreichen Betrieben und 
darunter in Großbetrieben, die zu den wichligſten des Landes gehören, 
eine Umwälzung eintreten muß, die nicht nur deutſcherſeits als überaus 
läſtig und ſtörend empfunden werden wird. Zu den Betrieben mit 
deutſcher Geſchäftsſprache gehören außer einigen Großbanken mehrere 
repräſentative Induſtriewerke, die über die Grenzen des Landes 
hinaus bekannt find. Nicht nur die zahlreichen Betriebe deutſchbalti— 
ſcher Unternehmer gehören zu diefer Kategorie. fondern auch ſolche 
Wirtſchaftseinheiten, in denen internationales Kapital arbeitet, das 
von allen eſtniſchen Wirtſchaftspolitikern bisher noch ſtets als will- 
kommener Gaſt im kapitalarmen Bauernland betrachtet worden iſt. 
Man begreift ohne weiteres. daß Betriebe, in denen ausländiſche 
Geldgeber maßgebend ſind, die einzige Weltſprache, die im Lande 
geſprochen wird, als Geſchäftsſprache annehmen mußten, da es wohl 
viele Engländer oder Skandinavier gibt, die das Deutſche beherrschen, 
ſicherlich aber keinen einzigen, der Eſtniſch kann. Wenn nun alle 
deutſchſprachigen Wirtſchaftsbetriebe auf die Staatsſprache übergehen 
müſfen — man ſpricht davon, daß das bereits am 1. Januar 1935 
der Fall ſein wird — Jo werden weiterhin alle diejenigen Ange 
ſtellten und Arbeiter brotlos werden, die den Übergan 
infolge Unkenntnis des Eſtniſchen nicht mitmachen können. Das Jin 
vor allen Dingen nahezu ſämtliche Ausländer, die in 
Eſtland zur Zeit ihr Brot verdienen. Die Beſchäftigung von Aus- 
ländern, an ſich Schon durch ein Ausländer-Arbeitsgefetz äußerſt er⸗ 
ſchwert, wird nach Inkrafttreten des Sprachengeſetzes überhaupt nicht 
mehr möglich fein. Es wird dann ja wohl Sache der übrigen europäi- 
ſchen Regierungen ſein, ſich dafür zu intereſlieren, wieweit Eſten Brot 
und Arbeit in ihren Ländern finden. während der Ausländer in Eftland 
ſchlechterdings überhaupt keine Tätigkeit als Lohnempfänger mehr 
ausüben kann. Insbeſondere wird auch das Deutfche Reich dieſer 
Frage Aufmerkfamkeit ſchenken müſſen. zumal es in Deutſchland dank 
einer duldſameren Geſetzgebung mehr eſtniſche Lohnempfänger gibt als 
in Eſtland Neichsdeutſche. Nbs. 


Aenne 


Wer Vernſtein kauft, 
hilft Oſtpreußen! 


——hB 


Litauiſche Regierungsmethoden. 


In die Falle gelockf. 

Das illegale Direktorium Neisgus hat eine Prüfungskommilfion 
damit beauftragt, Sprachprüfungen in litauiſcher 
Sprache für Beamte und Angeſtellte des Memelgebietes vorzu- 
nehmen. Zu dieſem Zweck wurden am 16. Oktober 25 memel- 
ländiſche §orſtbeamte dienſtlich nach Pogegen beftellt, dort 
aber verhaftet, weil ſie „eine vom Kriegskommandanten nicht ge- 
nehmigte Verſammlung organiſiert“ hätten. 

Tat jache iſt folgendes: Als ſich die Forſtbeamten in den Näumen 
des litauiſchen Progymnafiums zur Prüfung verſammelt hatten, er- 
klärte der eine Teil, die Prüfung ablehnen zu müſſen, weil er die 
litauiſche Sprache ausreichend beherrſche. Dafür wurden entsprechende 
Urkunden beigebracht. Ein anderer Teil der Beamten gab an, daß 
eine Sprachprüfung zwecklos ſei, da die in Frage kommenden Beamten 
die Sprache noch nicht beherrſchten. Als die Beamten daraufhin 
Pogegen verlaſſen und ſich auf den Rückweg machen wollten, wurden 
ſie durch einen litauiſchen Offizier mit ſechs Soldaten und einer 
größeren Anzahl litauiſcher Grenz- und poli.ifcher Polizeibeamten ver⸗ 
haftet. Sie wurden in das Bahnhofsgebäude und zum Teil in das 
litauiſche Schulgebäude transportiert und dort vernommen. Auf die 
Anſchuldigung, „eine vom Kriegskommandanten nicht genhmigte Ver⸗ 
ſammlung organifiert“ zu haben, erklärten fie, daß Jie nicht freiwillig 
und auf eigene Veranlaſſung zur Prüfung erſchienen ſeien, daß ſie 
weiter der im Kreiſe Pogegen beſtehenden VBerkehrsverbindungen 
wegen nicht einzeln, ſondern gemeinſam mit einem Omnibus haben reifen 
mülfen, und ſie wieſen weiter darauf hin, daß ſie für das Vorgehen der 
litauiſchen Polizei um jo weniger Verſtändnis aufbringen könnten, als 
fie die Mühe und Koſten nicht geſcheut hätten, um ſich in loyaler Weiſe 
jum anberaumten Prüfungstermin einzufinden. 

Es ſtand von vornherein feſt, daß es bei dieſen Prü- 
fungen nicht um die Kenntniſſe, ſondern um die 
politiſche Einftellung geht. 
jetzigen Direktorium nur ein Mittel zu dem Sweck, Beamten ohne 
Nückſicht auf ihre Eignung und ihre Sach- und Sprachkenntniſſe zu 
entfernen, um dafür Parteigänger der kleinen Minder- 
heit, die das Direktorium vertritt, in gut bezahlte 
Poſten zu bringen. Auch bei der Sprachprüfung der Sörlter 
handelt es ſich um nichts anderes; haben ſich doch verſchiedene Groß- 
litauer, die in keiner Weiſe die ausreichende Sachvorbildung beſitzen, 
bereits bei den Sörſtern nach den Wohnverhältniſſen, Dienſtländereien 
und baren Einkünften erkundigt. 

Es muß erklärt werden, daß dem Direktorium für dieſe 
Sprachprüfungen die Rechtsgrundlage fehlt. Der in 
einer litauiſchen Meldung als Begründung für dieſe Prüfungen heran- 
geſogene Artikel 31 des Memelltatuts hat überhaupt nichts mit der 
litauijchen Sprache, Jondern lediglich mit der Anſtellung von Lehrern 
fremder Staatsangehörigkeit zu tun. Aus dem weiter angegebenen 
Artikel 27 geht noch lange nicht hervor, daß alle Beamte des 
Memelgebiets beide Sprachen beherrſchen müſſen. Dieſer Artikel 
beſtimmt vielmehr, daß beide Sprachen als Amtsfprachen 
gleichberechtigt find, d. h., daß bei allen memelländiſchen Ve⸗ 
hörden ſich jeder Bürger des Memelgiebets derjenigen Sprache bedienen 
darf, der er ſich bedienen will. Dazu iſt nur erforderlich, daß die 
Beamten, die Publikum ab zufertigen haben, die litauische 
Sprache zu beherrſchen. 


Von den Litauern ermordet. 

Allgemeines Aufſehen hat der Sall des von den Litauern zu Tode 
gequälten Neichsdeutſchen Nimkus erregt. Dieſer war zuſammen 
mit einer großen Anzahl deutſcher Memelländer im Frühjahr d. J. 
verhaftet und ins Suchthaus von Baſohren eingeliefert 
worden. Es wurde ihm vorgeworfen, einem Militärdienſtpflichtigen 
zur Slucht verholfen zu haben. Als er verhaftet wurde, machte er 
einen Fluchtverſuch, indem er den Nußſtrom zu durchſchwimmen ver- 
juchte, um an das reichsdeutſche Ufer zu gelangen. Er wurde dabei 
jedoch von den ihn verfolgenden litauiſchen Grenzbeamten durch einen 
Armfthuß verletzt. Im verletzten Suſtand wurde er nach Bajohren 
und ſpäter in ein anderes Zuchthaus im Innern Litauens geſchafft. 


Dort iſt er den viehiſchen Miß handlungen der 
litauffben Hefängniswärter erlegen. “Memelländer, 
die mit ihm zuſammen im Zuchthaus untergebracht waren, haben 


über fein Schickſal folgendes berichtet: 

Sogleich nach der Einlieferung hat Nimkus auf die Frage anderer 
Suchthausinſalſen nach feinem Namen allerlei Orts- und Perſonen- 
namen und wirres Seug durcheinandergerufen. Wir ſagten uns, daß 
der Mann im Sieberwahn ſpreche. Am nächſten Morgen machte 
Nimkus einen Sluchtverſuch. Bei der ſtrengen Bewachung des Sucht- 
baufes mißlang dieſer. Nimkus wurde daraufhin in Ketten ge⸗ 
legt und in eine andere Selle gebracht. Gegenüber anderen Gellen⸗ 
infaffen verhielt er ſich vollkommen teilnahmslos. Das 
Elfen mußte ihm durch vieles Sureden aufgezwungen werden. Bei 
dem viertelſtündigen Spaziergang, den die Gefangenen täglich auf 
dem Hofe machten, fing N. laut zu weinen und zu ſchreien an, indem 


er rief. „Kanonen ſoll ich geſtohley haben und 
Maſchinengewehrel Das iſt nicht wahr! Sch will raus; laßt 
mich raus!“ Für dieſes Verhalten wurde Nimkus von feinen 


litauiſchen Sellengenoſſen geſchlagen. Wir machten 
die litauiſchen Aufſeher immer wieder auf den Zuftand des Rimkus 


Dieſe Prüfungen ſind dem 


aufmerkſam und forderten ärztliche Behandlung und Einlieferung 
in die Krankenſtube. Man verlachte uns und ſagte: „Das Simu- 
lieren wird ihm bald vergehen!“ Als der Zujtand des 


-Ximkus ſich Jo verſchlechtert hatte, daß er andere Gellengenoſſen 


ſogar tätlich angriff, wurde er in den ſogenannten Karzer 
gesperrt. Die Nahrung, die ihm gereicht wurde, nahm er nicht 
mehr. Sr magerte bis zum Skelett ab. Eines Nachts 
fing er in feinem Kerker zu fingen an: „Sinſt kommt der Cag 
der ache, einmal da werden wir freil“ uſw. Dafür 
wurde er von den litauiſchen Aufſehern geschlagen, bis er 
blutüberſtrömt 3uJammenbrad. Ein Arzt wurde ihm 
zum Behandeln dieſer Verletzungen, ſowie zum Verbinden ſeiner 
Schuß wunde, nicht geſtellt. Daraufhin haben alle memelländifchen 
Gefangenen ſowie verhafteten Litauer durch Klopfen gegen die 
Zellentüren proteſtiert und verlangt, den Unterſuchungsrichter zu 
ſprechen. Als dieſer ſpäter erſchien, verſprach er uns, ſich für den 
Fall zu intereſſieren. Nimkus erhielt jedoch keine ärztliche 
Behandlung. Er wurde vielmehr nach einigen Tagen in ein 
Gefängnis nach dem Innern Litauens transportiert. Dort iſt er 
infolge der graufamen Behandlung verſtorben. 
Navalas und der Preſſe⸗Jude. 

Ein ſtarkes Stück, das weniger von politifchem Weitblick als von 
schmutziger Geſinnung zeugt, haben ſich die litauiſchen Behörden ge- 
leiſtet. In der Abſicht, in die memelländiſche Bevölkerung mit einem 
deutſchgeſchriebenen Blatt einzudringen, wurde ſeinerzeit mit Unter- 
ſtützung des Gouverneurs Dr. Qavakas das von dem Juden 
Simon geleitete Blatt „Der Oſtfſee- Beobachter“ gegründet. 
Dieſes Emigrantenblatt iſt durch ſeine Jujtematifche Hetze gegen das 
Deutſche Reich und durch die ſtändigen Lügenmeldungen und Fälſchun⸗ 
gen in Wort und Bild bekannt. Nicht nur, daß die Beamten 
und Angeftellten angehalten werden, dieſes Blatt ju 
halten, ſondern der Oberbürgermeifter von Memel, Simon al- 
tis, der durch feinen Komplizen Neisgus in dieſes Amt geſchoben 
wurde, hat angeordnet, daß in Zukunft fämtliche ſtädfiſchen 
Verlautbarungen und Bekanntmachungen nicht mehr 
in dem deutſchen „Nlemeler Dampfboot“ erscheinen dürfen, ſondern in 
dem Hetzblatt der Navakas und Simon. Durch dieſe Maßnahmen will 
man die deutſche Bevölkerung des Memelgebietes, die bekanntlich treu 
zu ihrem deutſchen Blatte hält, zwingen, das jüdiſch-litauiſche Letzblatt 


zu leſen. 
8 Drei Zentner Spreugſtoff. 

In großer Aufmachung berichtete die litauifche Preſſe über einen 
Sprengſtoffund, der bei dem memelländiſchen Rittergutsbejiter 
Hundsdörfer in Coralliſchken gemacht worden iſt. Die Staats- 
ſicherheitspolizei habe im Garten des Gutshofes einen Meter unter 
der Erde drei Sentner Melinit-Sprengſtoff gefunden. 
Es handele ſich, wie feſtgeſtellt worden ſei, um Sprengſtoff, den der 
Gutsbeſitzer zum Zerſtören von Stubben in feinem Walde erworben 
hatte. Obwohl die litauiſche Telegraphenagentur ſelbſt auf dieſen 
Verwendungszweck hinweiſt, bemerkt fie weiter, ſelbſt wenn es ſich 
beſtätigen ſollte, daß der Sprengftoff zu dem angegebenen Zweck dienen 
Jollte, Jo habe ſich Hundsdörfer trotzdem gegen den Befehl des Kom- 
mandanten über die Aufbewahrung von Sprengſtoffen ſchwer ver- 
gangen. Das Vorhandenſein des Sprengſtoffes war den litauischen 
Behörden natürlich von Anfang an bekannt. Die Polizei hat es nicht 
erſt nötig gehabt, ihn zu „entdecken“. Aber ſie tut jetzt ſo, als ob 
es ihr gelungen wäre, den litauiſchen Staat vor der Gefahr des 
In-die-Luft-geſprengt-werdens zu retten, — genau ſo wie ſie ſeinerzeit 
auch aus der Beſchlagnahme der bei den Behörden regiftrierten Jagd- 
und ſonſtigen Sportwaffen eine ſtaatserhaltende Aktion gegen angebliche 
memelländiſche Aufftandsabfichten zu konjtruieren verſucht hat. 

Die Antwort der Memelländer: Dentſch bleiben! 

Das illegale Direktorium Neisgys hatte unlängſt eine Verordnung 
erlaſſen, nach welcher die Unterrichtsſprache in den Schulen nicht 
nach dem nationalen Bekenntnis, ſondern nach der Abſtammung und 
der „Hausſprache“ durchgeführt werden ſoll. Die memelländiſchen 
Lehrer haben zur Seit Liſten ausliegen, in denen feſtgelegt wird, 
welcher Sprache ſich die Eltern der Schulkinder zu Hauſe bedienen 
und welcher Abſtammung fie find. Sehr intereſſant iſt dabei das Er⸗ 
gebnis, das der Sohn des großlitauiſchen Politikers Strekies, 
der als Lehrer in Petrellen (Kreis Heudekrug) tätig iſt, erzielt hat. 
Von über 100 Sragezetteln wurden dort nur vier 
mit dem Vermerk, daß zu Haufe die litauiſche 
Sprache geſprochen wird, zurückgegeben. Strekies 
erklärt nun, daß in ſeinem Gebiet wohl erheblich mehr Eltern ſich 
der litauiſchen Sprache bedienen und daß die Frage, wenn ſie vor 
einem Jahre, als die Verhältniſſe noch nicht Jo geſpannt waren, wie 
lie es heute find, geftellt worden wäre, wenigſtens 20 Antworten mit 
„litauiſch“ ergeben hätte, daß aber heute durch die Willkür 
herrſchaft der Litauer im Memelgebiet und durch 
die ſtändig ſich verſchlechternde Wirtſchaftslage 
auch die litauiſchen Memelländer in ſchärfſte 
Oppofition gegen die litauiſche Politik im Memel- 
gebiet getreten find. Strekies hat die Abſicht, dieſe augen⸗ 
blickliche Stimmung der Bevölkerung auf Grund dieſes typiſchen 
Sonderfalles dem Gouverneur mitzuteilen und ihn auf die Folgen feines 
Vorgehens aufmerkſam zu machen. 
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Vor 20 Jahren: Krieg in Oftpreußen. 


Wir leben im Gedenkjahr der 20. Wiederkehr aller jener Be- 
gebenheiten von 1914, die an Denkwürdigkeit in der Geſchichte aller 
Seiten niemals etwas einbüßen werden. Für die deutſche Geſchichte 
werden dabei die Nuſſeneinfälle in Ostpreußen mit all ihren Begleit- 
erſcheinungen ‚deshalb noch beſonders erwähnenswert bleiben, weil fie 
das einzige Neichsgebiet berühren, welches damals die Schreckniffe 
ves Krieges un ihrer ganzen Surchtbarkeit an ſich Jelbjt zu verſpüren 
bekam. Wie Deutjchland und mit ihm Oſtpreußen 1914 von der 
Kriegsgeißel des Nuſſeneinfalls befreit wurde und wem es ſeine Be- 
freiung zu verdanken hatte, weiß jeder Deutsche. Nicht jedem aber 
i es in demſelben Maße bekannt, was Land und Voll des deutſchen 
Nordoſtens damals dor jener Befreiung zu erdulden, wie Oſtpreußen 
unter der Nuſſenindaſion zu leiden hakte. Die darüber vorliegenden 
amtlichen Berichte von 1915 ſtellen Catbeſtände feſt, die gerade durch 
ihr trockenes Sahlenmaterial auch heute noch bejonders erſchütternd 
wirken müſſen. 5 

Nach diefen amtlichen Sejtjtellungen mußten etwa 870000 
Einwohner der Provinz Ostpreußen während der feindlichen Ein- 
brüche ihre Heimat für längere oder kürzere Seit fluchtartig ver⸗ 
laſſe n. Beſonders hart betroffen wurden die Regierungsbezirke 
Königsberg, Allenſtein und Gumbinnen. Von den nicht Geflohenen 
wurden von den RNuſſen 1026 Zivilperjonen getötet und 
333 verwundet. Außerordentlich groß war auch die Sahl der 
verschleppten und in Gefangenschaft entführten Einwohner, wobei 
zwiſchen Männern und Frauen, Greifen und Kindern kein Unterſchied 
gemacht wurde. So wurden allein in den genannten drei Regierungs- 
bejirken als verſchleppt feſtgeſtell:: 5379 Männer, 
2587 Frauen und 2719 Kinder, im ganzen alfo 10685 Per- 
fonen, eine im Verhältnis zur Geſamteinwohnerſchaft jener Gebiete 
befonders hohe Sahl. Dabei iſt zu berückſichtigen, daß es ſich bei den 
männlichen Verſchleppten hauptſächlich um wehrloſe, vielfach Kränkliche 
Sreiſe handelte, da ja die gefamte wehrhafte Mannſchaft Jofort bei 
Kriegsausbruch zu den Fahnen geeilt war. Bei den getöteten Sivil⸗ 
perſonen handelte es ſich vornehmlich um aufs ſchändlichſte hingemordete 
Menſchen. Nur verhältnismäßig wenige von ihnen erlitten infolge 
direkter Kriegseinwirkungen den Tod. Beſonders unmenſchlich muß 
noch heute die Hinmordung ſchuldloſer Frauen und Kinder erſcheinen. 
Nicht gering iſt auch die Sahl der auf dem Transport oder in der 
Gefangenſchaft durch Krankheit ums Leben Gekommenen. Ein beſonders 
trübes Kapitel bildet auch die Verſchleppung. Vergewaltigung und 
Schändung alleinſtehender Frauen und Mädchen, deren Sahl aus be⸗ 
greiflichen Gründen nicht einwandfrei feſtzuſtellen war. Selbft Greiſinnen 
und Kinder blieben vor Schändungen nicht bewahrt. Über die an— 
geblichen Untaten der „deutſchen Hunnen und Barbaren“ konnte die 
Welt ſich nicht genug entrüſten; zu den wirklichen Verbrechen aſiatiſcher 
Horden aber hat damals und auch heute noch kein Menſch auf der 
Gegenſeite etwas gejagt. 

Su den Menſchenverluſten kamen noch die gewaltigen Sachſchäden 
hinzu, die meiſt zwecklos und aus reinem „Sieger“ -Übermut von der 


ruſſiſchen Soldateska angerichtet wurden. Noch heute kann das auf- 
merkſame ge in Oftpreußen die Spuren der Verwüſtungen er- 
kennen, von denen vor 20 Jahren das Land heimgeſucht wurde. Be- 
ſonders durch Brandlegungen wurde viel koftbarer Beſitz ver- 
nichtet. So wurden allein in den bereits erwähnten Negierungs⸗ 
bezirken durch Feuer 24 Städte. 572 Dörfer und 236 Güter. 
und Einzelgehöfte zerstört. Die Geſamtzahl der vernichteten 
Taulichkeiten betrug im oſtpreußiſchen Kampfgebiet 33 553, wovon 
etwa ein Drittel Wohnhäufer waren. Ebenjo wurde der gejamte 
Hausrat von rund 100000 Wohnungen entweder weg- 
geſchleppt oder vernichtet. Während der Verluſt an Pferden 
und Vieh bei dem erſten Nufleneinfall im Spätſommer und Herbſt 1914 
nur in einzelnen Ortjchaften von Bedeutung war, wurde in dem vom 
Feinde noch im Winter beſetzten Gebiet der Pferde- und Viehbeſtand 
nahezu völlig vernichtet. Nach der Befreiung auch dieſes Gebiets fand 
man kaum noch ein Pferd, Nind, Schwein oder Schaf vor. Des- 
gleichen waren faſt alle landwirtſchaftlichen Geräte und Mafchinen, 
Wagen, Geſchirre, Schmiede- und Stellmachergeräte geraubt oder ver- 
nichtet worden. Auch die meiſten Mühlen, Siegeleien, Molkereien 
und Brennereien waren ſuſtematiſch zerjtört. Als dann endlich im 
Frühjahr 1915 die Bevölkerung der Kriegsgebiete in ihre Heimat zu- 
rückkehren konnte, fand ſie nur noch ein großes, weites Trümmer- 
feld vor. Hier hatte der Krieg ganze Arbeit geleiſtet. 

Erſt unter Berückſichtigung dieſer Tatſache aber kommt man 
zer vollen Würdigung der Befreiungstat Hindenburgs und ſeiner 
tapferen Regimenter. Denn das Schickſal Oſtpreußens von 1914/15 
wäre das Schickſal Deutſchlands geworden, hätten damals die Kämpfe 
der deutſchen Oſtarmee nicht zu einem vollen Erfolge geführt. So 
aber war mit Oßpreußen auch Deutſchland gerettet. 
Mit dem Wiederaufbau der Provinz konnte ſofort be- 
gonnen werden. Die Wiederherſtellung einer zerſtörten Provinz war 


ſelbſt in den Jahren des Weltkrieges dem deutſchen Volke keine Un- 


möglichkeit, fie wurde zur Cat. Das einmal zerſtörte Neich aber wäre 
ein billiger Raub feiner Feinde geworden und Jo für alle Seiten ver- 
loren geweſen. So aber, fortan vom Seinde in feinen Grenzen frei, 
war auch ſelbſt für den Fall eines unglücklichen Kriegsausganges, 
oben durch die Sicherung des Oſtens, auch die Möglichkeit eines 
Wiederaufftiegs Deutſchlands gegeben. Das marxiſtiſch⸗liberaliſtiſche 
Suſtem der Nachkriegszeit verkannte dieſe Möglichkeit, indem es den 
Wert des deutſchen Oſtens für das Reich mißachtete. Erſt der 
Nationalſozialismus unter Adolf Hitlers Führung hat das Steuer des 
Staatsſchiffes herumgeriſſen und den Weg zu Deutſchlands Wieder- 
aufſtieg gewieſen und beſchritten. 5 

So dürfen wir heute wieder hoffen, daß auch die Leiden Oft- 
rreußens im Weltkriege keine vergeblichen geweſen ſind, ſondern daß 
mit dem ſichtbaren Wiederaufblühen des deutſchen Oſtens auch der 
Wiederaufftieg ganz Deutſchlands Hand in Hand gehe und Jo 
unferem Volk eine neue Seit friedlichen und glückhaften Dafeins 
heraufſteige. el)-Kaſſel. 
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Die Waſſerverſorgung des Waldenburger Reviers. 


Im Harz find 3. S. rieſige Anlagen zur Verſorung Hamburgs mit 
friſchem Quellwaſſer im Bau. Der deutſche Oſten beſitzt ſchon ſeit 
längerer Seit eine ähnliche Waſſerfernverſorgung, wie fie jetzt im 
Nordweſten — freilich in weit größeren Ausmaßen — im Entjteben 
begriffen iſt. Es handelt ſich dabei um das Waldenburger Gruben- 
revier, deſſen Sentrum die 65 000 Einwohner zählende Stadt Wal- 
denburg bildet. Der Waldenburger Calkeſſel beſitzt infolge der 
Einwirkungen des Bergbaus faſt gar keine Quellwaſſer- 
anlagen. Schon in den Ser Jahren des vorigen Jahrhunderts be- 
gann ſich ein empfindlicher Waſſermangel in der Stadt Waldenburg 
und den benachbarten Orten bemerkbar zu machen, der aus hugieni⸗ 
ſchen und wirtſchaftlichen Gründen dringend der Abhilfe bedurfte. 
Um die Waſſernot zu beſeitigen, ging die Stadtverwaltung um die 
Jahrhundertwende daran, ſich die großen natürlichen Quellwaſſer- 
anlagen in der Nähe von Ruhbank und Merzdorf, im Lälfig- 
und Boberbachtal, nutzbar zu machen. Im Jahre 1900 wurde 
das Hauptpumpwerk in Merzdorf eröffnet. 1905 wurde in Vogels- 
dorf ein weiteres Pumpwerk errichtet und weitere gleiche Anlagen 
wurden 1908 in QAubbank und 1909 in Wernersdorf geſchaffen. 
Allein mit der Sicherung der Quellwaſſeranlagen war die Waller- 
verſorgung noch nicht vollendet. Beim Leitungsbau ergaben ſich ganz 
beträchtliche Schwierigkeiten, da die Entfernung von den 
Pumpwerken bis zum Verbrauchergebiet etwa 
30 Kilometer beträgt. Die Zuführung des Wallers nach Wal— 
denburg erfolgte in zwei parallel miteinander laufenden Nohrleitun— 
gen. Beim Bau dieſer Waſſer-Sernleitung hatte man damals jedoch 
das Auftreten von Grubenſchäden ſtark unterſchätzt. Zahlreiche 
Nohrbrüche traten auf, deren Beſeitigung nicht nur erhebliche 
Koſten verſchlang, ſondern auch zu echtsauseinanderſetzungen 
zwiſchen der Stadtverwaltung und den Gruben führte. In den letzten 
Jahren wurden aber auch an die Stadt Schadenserſatzanſprüche ge- 
ſtellt, und zwar von den Anliegern des Bober- und Läſſigtales, die 
für die ihnen entſtandenen Flur und Seldſchäden im Bereich 
des Waſſerfaſſungsgebietes Forderungen erhoben. Die Stadt Walden 
burg wiederum verklagte die Neichsbahn wegen Waſſerentnahme 


aus dem Hainbach und erwirkte auch außer einer einmaligen hohen 
Abfindung eine laufende Sahlung für dieſe Waſſerentnahme. 

Von beſonderem Intereſſe iſt, wie die „Schleſiſche Zeitung“ be- 
richtet, die techniſche Ausgeſtaltung dieſer Wajlerfernverforgung. 
Sunächſt einmal konnte es die Stadt im Laufe der Jahre durchſetzen, 
daß auf beſtimmten Strecken des Waſſorleitungsnetzes der weitere 
Grubenabbau unterfagt wurde. Um die Rohrleitungen dem Gebirgs- 
druck anzupaſſen, wurden bewegliche Nohroerbindungen 
mit Summidichtungen eingebaut. Dieſes Verfahren hat ſich 
durchaus bewährt, jo daß Erdverſchiebungen bzw. Nohrverknickungen 
auch in einem größerem Ausmaß ohne Nohrbrüche verliefen. Die 
größten Schwierigkeiten für die Waſſerleitung ergaben ſich bei der 
Überwindung der Höhenunterſchiede zwiſchen Sottesberg und dem 
Waldenburger Tal. Da dieſe Strecke in beſonders großem Umfange 
vom Grubenabbau beherrſcht wird, entſchloß man ſich zu einer Durch- 
tunnelung der Höhen. So laufen von Sottesberg aus die Nohr- 
leitungen in einem über 800 Meter langen Tunnel 
— der langſte dieſer Art in Deutſchlandl — nach Hermsdorf, wo Jich 
ein Hauptwaſſerbehälter als Reſerveſtation mit einem Saſſungs- 
vermögen von 10 000 Kubikmeter befindet. Da lich im Laufe der 
Jahre der Waſſerverbrauch infolge des Auſchluſſes weiterer Ge— 
meinden und önduſtriewerke des Kernreviers laufend vermehrt bat, 
wurden die Pumpanlagen bei Merzdorf immer weiter ausgebaut und 
modernisiert. Heute reichen die Quellen und ihre techniſchen Anlagen 
für eine tägliche Waſſer förderung von mehr als 
25000 Kubikmeter aus. Im Hauptwerk Merzdorf ſammelt 
ſich das Hrundwaſſer in zwei Stockwerken, von denen das eine in 
etwa Jo Meter und das anderen in 20 bis 25 Meter Tiefe liegt. 

Die Waſſerfernleitung beſitzt eine Länge von 30 Kilo- 
meter, während das aus dieſer Leitung geſpeiſte Nohrnetz 
eine Länge don 140 Kilometer umſaßt und ein Saflungs- 
vermögen von 20009 Kubikmeter hat. Die Leiſtungsfähigkeit der 
geſamten Anlagen hat ſich im letzten außergewöhnlich trockenen 
Sommer erwieſen. In der Waſſerverſorgung des Kernreviers traten 
keine nennenswerten Stockungen auf. 
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Deutſche Glasarbeiter im Kreiſe Rybnik. 


Als Friedrich der Große in Schleſien 1740 einrückte, fand er dort 
acht (damals auf Holhfeuerung angelegte) Glashütten vor. Vier von 
ihnen lagen in Oberfchleſien, und zwar im jetzt polniſchen Gebiete: 
Leſchezin, Orzeſche, Mokrau und Myslomit. Von dieſen 
vier gehörte eine zum Kreiſe Nubnik: Orzeſche. Sie war 1719 gegründet 
worden, kann allo bald auf ihr 225jähriges Beſtehen zurückblicken. 
Sie verdankt ihre Entstehung der zu Anfang des 18. Jahrhunderts von 
Wien ausgehenden induftriellen Initiative, die durch den großen Neich⸗ 
tum an Holz in Oberfchlefien begünftigt wurde. Es ſcheint aber, daß 
noch eher, und zwar durch die Mönche des Naudener Ciſter⸗ 
jienferklojters, in Oberſchleſien die Slasbereitung im Schwunge 
war. Denn ſchon 1710 meldet die Chronik diefes Klofters das Beſtehen 
einer Glashütte bei Hlawentzitz. Einige Jahre Jpäter haben die 
Mönche ſelbſt eine ſolche bei Sowada gebaut. Ob es ſich dabei um 
Jawada im Kreiſe Aybnik handelt oder um ein anderes in Oberſchleſien, 
ſteht noch nicht feſt. Denn die Spuren einer Glashütte, die immer mit 
dem abgeholzten Walde in der Richtung nach dem größten Holzreichtum 
wandert, verwiſchen ſich in waldreichen Gegenden leicht. Es iſt über⸗ 
haupt wahrſcheinlich, daß ſich im Kreiſe Aybnik noch mehr Glashütten 
befanden. Welche Rolle in der damaligen Kloſterwirtſchaft die Glas- 
induftrie einnahm, geht aus einer Taxierung des Klofters Nauden zur 
Zeit ſeines Brandes (1724) hervor. Der Vorrat des Klofters an Glas 
war 0 groß, daß er ein Sechſtel des Geſamtwertes des Kloſters aus- 
mathte. Es muß alſo damals viel Glas in Oberſchleſien produziert 
worden fein. Wenn aber 1740 zur Seit der Beſitzergreifung durch 
Preußen die Hütten des Kloſters nicht mehr genannt werden, ſo waren 
die Wälder damals abgerodet. f ’ 

Als Shlejien preußiſch geworden war, ging die 
neue Regierung daran, auch die Glasfabrikation 


zu verbeſſern. Vor allem ſtrebte man die Herſtellung auch feinerer 
Sorten an. Bisher wurden wahrſcheinlich in Oberſchleſien nur Scheiben 
und ganz einfache, billige Gefäße hergestellt. Durch Berufung von 
böhmiſchen Glasmachern und Meiftern aber Jollte die oberſchleſiſche 
Glasinduſtrie neuen Auftrieb erhalten. So erhielten böhmiſche Glas- 
meiſter die oberſchleſiſchen Slashütten Brinitz bei Czarnowanz, Kreis 
Oppeln (heute Glashütte Murow genannt), Swosdzian und Stein 
(Kamien) im Kreiſe Nubnik und die ſpäter durch den Zink-Erfinder und 
Slashüttenfaktor Ruberg Jo berühmt gewordene Glashütte Weſſola 
oder Muslowitz. Die aus Böhmen zugewanderten Glasmacher gehörten 
bei allen vier Hütten der Familie Greiner an, die heute noch 
in Oberſchleſien anfäffig iſt. Dieſe hatte ſich um 1800 ſogar bis 
Oſtrzeſzow bei Petrikau in Polen verpflanzt. 

Auch die Glashütten Or zeſche, Leſchezin, Sardawitz und 
Mokrau arbeiteten mit deutſchen, aus Böhmen zugewan⸗ 
derten Meiſtern. Solchen Fachleuten wurden Prämien gezahlt. 
Sie betrugen 50 Neichstaler pro Kopf. Außerdem genoffen die Zu- 
gewanderten Militärfreiheit. Im Kreiſe Aybnik, wo in der 
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts das Deutſchtum dünn gefät war, 
ſtellten die deutſchen Slasarbeiter ein wichtiges, 
deutſches Kulturelement dar. Sie waren die notwendige 
Ergänzung zur deutſchſprachigen friderizianiſchen Beamtenſchaft. Mit 
ihnen und durch ſie konnte ſich deutſche Sprache und Kultur gerade in 
den ländlichen Gegenden um fo eher durchſetzen, als ſie mit ihrer Kunſt 
auch eine Menge deutſchſprachiger Berufsbezeichnungen mitbrachten. 
Die einheimiſche polniſche Waldbevölkerung mußte dieſe Ausdrücke rafch 
annehmen, weil es im Polniſchen an Fachausdrücken mangelte. So 
ſtellte die Glasinduftrie des 18. Jahrhunderts in Oberſchleſien und damit 
auch im Kreife Aybnik ein bedeutendes Element des Deutſchtums. 


Eine kleine oſtpreußiſche Stadt. 


Die Kreisstadt Noſenberg „iſt eine kleine, hübſche Stadt, die auf 
einer Anhöhe neben einem fiſchreichen See liegt. Die Bewohner ſind 
gute Menſchen. Die Umgegend ift angenehm. Die alte Stadt weilt 
einige reizende Punkte auf. Die Häujer ſind Jauber und mit gutem 
Geschmack gebaut. Vor den meiſten ſtehen kugelförmige Linden, was 
fehr hübſch aussieht. Überhaupt liebt man hier die Blumen fehr. 
Nirgends Jieht man ein Fenſter, das nicht mit Geranien oder Noſen⸗ 
ſtöcken geziert iſt“. So beſchreibt am 12. April 1807 Baron Percy, 
Seldchirug in Napoleons Großer Armee, den erjten Eindruck, den er 
von Noſenberg hatte. Und ein paar Cage ſpäter vermerkt er in feinem 
kulturgeſchichtlich ſehr intereſſanten Seldjournal: „Viele Obſtbäume 
befinden ſich in dem kleinen, reiſenden Roſenberg. Die Bewohner 
ſind höfliche und gute Menſchen. Auch gibt es hier reizende, elegant 
angezogene Frauen. Man bekommt gute Fische, die in den benach- 
barten Seen gefangen werden. Auf dem Marktplatz iſt ein großer 
gewölbter Brunnen. Das gute Quellwaſſer wird in Kanälen dorthin 
geleitet. Dieſe Anlage iſt ſehr ſchön.“ . ; 

Heute willen ſelbſt die älteſten Rofenberger nichts mehr von diefem 
ſchönen Brunnen. Auch lonſt hat ſich das Geſicht der Stadt verändert. 

ie Häuſer am arkt ſind nicht immer mit dem rechten 
Geſchmack mehrfach umgebaut worden. Die alten Beiſchläge vor den 
Häufern, die früher dieſem Stadtteil das idylliſche Gepräge gaben, 
find verſchwunden und nur bier und da noch ſtehen Linden vor der 
Tür. Während nun das Marktviertel ſein früher Jo reiwolles, leben- 
diges Geſicht faſt verloren hat, iſt um die ordenszeitliche 
Mauer herum das alte Stadtbild wundervoll erhalten geblieben. 
Hier iſt auch die urſprünglich kreisrunde Anlage der Stadt noch heute 
deutlich erkennbar. Niedrige, pfannengedeckte alte Häufer lehnen ſich 
im Nund an die ſtarke Stadtmauer, die überall die Rückwand dieſer 
lebhaft vorſpringenden, maleriſchen Arbeiterhäuschen bildet und Jo 
Bilder von geſchloſſener Schönheit bietet. En: 

Hier, in diefen engen Winkeln und Gäßchen, in die ſelten die volle 
Sonne trifft, ift alles noch urſprünglich und urwüchſig. Hier ſitzt man 
noch, wie früher überall in der Stadt, auf den kleinen, farbigen 
Bänken ſommerabends vor der Tür und genießt den Feierabend. Hie 
Wäſche hängt trocknend mitten in der Galle. Hier ift noch nichts 
von tädtiſchem Weſen“ zu Jpüren. Dörflich abgeschieden leben die 
Menſchen hier, als wäre die Zeit nicht weiter gegangen. 

Weithin ſichtbar iſt die alte Ordenskirche, deren 
ſchindelgedeckter Turm hoch über die Stadt ragt. Vom See 
aus hat man einen wundervollen Blick auf dieſes klare, gradlinige 
Baudenkmal, das ſich über die Parkbäume erhebt. Oer reichverzierte, 
ſchöne Beſchlag der Nordtür der Kirche iſt die einzige im 
Kreiſe erhaltene Schmiedearbeit aus gotiſcher Seit. 

Dicht neben der Kirche ſteht an der Ecke am Markt das Jogenannte 

lücherhaus, die alte Poſt, in der Blücher im April 1807 als 
franzöſiſcher Gefangener auf ſeine Auswechllung gegen den franzöſiſchen 
General Victor und auf die Audienz mit Napoleon wartete, die dann 
auch am 22. April im benachbarten Schloß Sinckenſtein, wo der Kaiſer 
damals nach der Schlacht bei Pr. Eylau fein Hauptquartier bezogen 
hatte, ſtattfand. Der Kaiſer empfing Blücher mit liebenswürdiger 
Hochachtung und unterhielt ſich ſehr lange mit ihm, konnte aber den 
alten Haudegen doch nicht dazu bewegen, ſich bei dem König von Preu- 
ßen für einen Sonderfrieden mit dem Kaiſer und damit für die von 
dieſem angeſtrebte Trennung Preußens von den verbündeten Nuffen 


einzuſetzen. „Hört, Kinder“, ſo berichtete Blücher jeinen Begleitern 
nach dem Beſuch beim Kaiſer, „das iſt ein verfluchter Kerl; er war fo 
charmant, daß ich gar nicht an meinen Haß gegen ihn dachte.“ les 
dem bedauerte er ſpäter, den Kaiſer nicht aus dem offenen Schloß 
fenſter in Sinckenftein, vor dem die Unterredung ſtattfand, auf den 
gepflafterten Hof geworfen zu haben, was nicht unmöglich geweſen 
wäre, er habe damals nur nicht daran gedacht. 

Gleich hinter der Kirche, wo die Aefte der alten Stadtmauer einen 
Durchblick auf den See öffnen, führt durch ein hohes Holztor der 
Veg zum Park und dem Hof Rolenberg. Hier ſtand zur 
Ordenszeit, durch einen unterirdiſchen Hang mit der Kirche und wahr- 
scheinlich auch mit dem Stadtfee verbunden, der Hof der Dom- 
herren, den die Chronik bereits 1391 erwähnt. Dann wurde das 
Haus gründlich zerſtört, diente nach dem Wiederaufbau kurze Zeit 
als VBifchofsſitz und iſt in ſpäteren Fahren wiederholt umgebaut worden, 
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zuletzt von Jenny von Gultedt, der Tochter Serömes, die von 
1851 bis 1860 Landrätin in Noſenberg war, dieſer wahrhaft 
chriſtlichen und Jozialen Frau, die ſchon vorher, als Gutsherrin von 
Garden, unweit von Noſenberg, im Hungerjahre 1847 eine Volkskiche 
in ihrem Haufe einrichtete, Verlaſſene und Waiſen aufnahm und die 
Kinder der Landarbeiter um 115 Jammelte, um, wie fie ſelbſt einmal 
Jagte, „ihnen neben warmen Kleidern, guter Milch, reinen Händen und 
Geſichtern die primitioften Ideen des Guten, Wahren und Schönen 
beizubringen“. Noſenberg verdankt Jenny von Gujtedt das Armen- 
haus in der Vorſtadt. Inmitten des Parks, der den Hof Rojenberg 
umſchließt, hart am Rande des Stadtſees befinden ſich die Ne ſte 
eines altpreußiſchen Ningwalls, den der Orden wahr- 
ſcheinlich ſpäter feinen Zwecken nutzbar gemacht hat. 

An der neuen, geräumigen Stadtschule vorbei führt ein ſchmaler 
Weg über die Schulbadeanftalt am See entlang zur von Birken ein- 
gefaßten Seepromenade. Dort, wo fie endet, jtand am Südufer des 
Stadtſees vor etwa 60 Jahren noch der ſpitzbärtige „Mönch 
von Rofenberg“, ein anderthalb Meter hoher Bildftein aus dem 
frühen Mittelalter. Urſprünglich wohl Grabdenkmal, ſpäter dann 
Grenzſtein. Jetzt ziert dieſes ſeltſame Kulturdenkmal den Garten des 
Stadtmufeums in Danzig mit drei anderen Bildſteinen zuſammen, die 
auch aus dem Kreiſe Noſenberg ſtammen. 
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Noſenberg, ſeit 1818 Kreisſtadt und bis zum Ende des Welt 
krieges Garniſonſtadt, ift eine kleine Stadt geblieben. Nicht 
zuletzt durch die Schuld mancher nun ſchon lange ruhender, allzu bedäch- 
tiger und wenig wendiger Stadtväter, die über die eigene Stadtmauer 
nicht hinwegzuſehen vermochten und in falſcher Sparjamkeit manches 
verſäumten, was die Stadt hätte zur Blüte kommen fallen können. 
In Noſenberg Jollte vor vielen Jahren — etwa um 1880 herum — 
ein Lehrerſeminar errichtet werden. Die Stadtoäter aber versprachen 
ich davon keinen Nutzen und überließen den Löbauern dieſen Bau. 
Dann ſollte die Stadt Eiſenbahnknotenpunkt werden. Man verpaßte 
auch dieſe gute Gelegenheit, die Stadt zum Verkehrsmittelpunkt des 
Kreiſes zu machen. Es gab in Noſenberg vor dem Kriege auch 
mancherlei Anſätze für eine induftrielle Entwicklung, es gab Jahre 
hindurch eine große Ölmüble, eine Wurſtfabrik, eine Großtöpferei, 
eine Brauerei und eine Ziegelei. Aber eins nach dem anderen ging 
ein und wurde verſchrottet. Und ſo wie im Wirtſchaftsleben war es 
auch im Geiſtesleben. 

Erſt in jüngſter Zeit beginnen ſich wieder mit Erfolg Kräfte zu 
regen, die frei von parlamentariſchen Feſſeln die durchaus entwicklungs- 
fähige Kreisſtadt wieder zur Geltung zu bringen beſtrebt find. 


(„Elbinger Zeitung.“) 


Buchbeſprechungen. 


Der Puchner. Ein Grenzlandſchickſal. Roman von Wilhelm 
Pleyer. Verlag Albert Langen / Heorg Müller, München 1934. 
364 Seiten. Ganzleinen 5,50 RM. — „Deutfch [ein beißt nichts 
voneinander wiſſen.“ Dieſes bittere Wort, deſſen Wahrheit die Grenz- 
und Auslanddeutſchen Jo unendlich oft erfahren haben, hat Pleyer ver- 
anlaßt, die Geſchichte des Georg Puchner aus Kollentin an der deutjch- 
ſchechiſchen Sprachgrenze zu ſchreiben. In dem Leben des einen wird 
das der 3% Millionen Deutſchen im tſchechoflowakiſchen Völkerſtaate 
beſchrieben. Nirgends iſt der großdeutſche Gedanke früher und ftärker 
zum Durchbruch gekommen als dort. Nirgends wurde Jo früh und 
Jo deutlich wie dort erkannt, daß das Deutſche Reich und Deutſchland 
nicht dasſelbe find, daß Deutſchland viel größer und weiter iſt als 
das Reich. Nirgends auch wurde Bismarck, jo wie er wirklich war, 
beſſer verſtanden als dort: als der Schöpfer des kleindeutſchen Reiches, 
der niemals anders als großdeutſch gedacht und deſſen Werk nur von 
der völkiſchen önſtinktloſigkeit eines wilhelminiſchen Seitalters um- 
gedeutet und umgedacht wurde. Und nirgends ift die Deutfchfeindlich- 
keit des baftardierten Habsburgerregimes ſchmerzlicher und leidenſchaft⸗ 
licher empfunden worden als dort. Der Lebensweg des egerländer 
Ciſchlerſohnes vom Beginn dieſes Jahrhunderts bis zu den Deutſchen- 
verfolgungen der letzten Jahre wird in dem Buche von Pleyer be- 
ſchrieben. „Nicht die Geborgenheit unſer ſelbſt iſt der Platz, ſondern 
die Fährnis des Volkes. Höher als die Sehnfucht, zum Deutſchen Neich 
zu gehören, ſtehen die Taten und Opfer, die Deutſchland an jeinen 
Grenzen erhalten und dem Volke feinen Naum ſichern ...“ So ver- 
teidigt ſich der Puchner, der aus dem Neiche wieder an die Volbsfront 
feiner ſudetendeutſchen Heimat zurückgekehrt ift, gegen die Spitzfindig⸗ 
keiten der tſchechiſchen Nichter und „militäriſchen Sachverjtändigen“. 
Und er weiß dabei, daß er nicht Jo jehr zum Gericht, das ihn doch 
nicht verſtehen will, londern zu denen Spricht, um derentwillen er die 
„Geborgenheit ſeiner i verſchmäht und „die Fährnis des Volkes“ 
auf ſich genommen hat. an lieſt diefes Buch, das einen weiten Ein- 
blick in die geiſtige Sphäre des Volkskampfes eröffnet, mit tiefer 
Ergriffenheit von dem Mut und der Ausdauer, von der völkischen 
Släubigkeit und dem Trotz, von der Opferbereitfchaft und Heimattreue 
der deutſchen Volksgenoſſen jenſeits der Grenze. Die Deutſchen in der 
Geborgenheit des Neiches haben viel Schuld gegenüber denen vor den 
Grenzen 1 lich geladen. Sie haben viel gut zu machen an ihnen. 
Wenn die draußen verfolgt und geknechtet werden, wenn ſie vielleicht 
jermürbt und hoffnungslos werden, dann liegt das nicht zuletzt daran, 
daß man ſich im Reiche Jahrzehnte nicht um ſie gekümmert hat, daß 
die draußen nicht wußten, ob ſie im Neiche eine ſeeliſche Heimat haben 
oder gar oft genug zu fühlen bekamen, daß ihnen der Rückhalt, den 
fie brauchten, von den Deutſchen verſagt blieb, die das Glück hatten, 
nicht nur Deutſche, ſondern auch deuiſche Staatsbürger zu Jein. Hier 
iſt das Buch von Pleyer berufen, heilſam und aufrüttelnd zu wirken. 
Deshalb iſt ihm die weiteſte Verbreitung zu wünſchen. Dr. 


Männer um Pilfudfki. Profile der ee Politik. Von Heinrich 
Koitz. Wilh. Gottl. Korn Verlag, Breslau 1. 288 Seiten. Ganz- 
leinen 5,80 RM., kart. 4,50 Nl. — Iſt es in Deutſchland die 
nationalſozialiſtiſche und in Stalien die faſchiſtiſche, ſo iſt es in Polen 
die legionäre Sdee, die das Staatsganze beherrſcht. Die 
Männer, die den Marſchall umgeben, find die Träger diefer Idee. 
Es ſind Menfchen, die ſchon in der Zeit des revolutionären Kampfes 
um die polniſche Freiheit in engſter persönlicher Kameradſchaft mit 
ihrem Kommandanten verbunden waren, Glieder einer verſchworenen 
Semeinfchaft, die dem Marſchall gehorſam und vertrauensvoll folgen, 
Soldaten, die in militäriſcher Pflichterfüllung jede Aufgabe über- 
nehmen, die ihnen vom Marſchall geſtellt wird, Offiziere, die in die 
Politik abkommandiert werden und in Jelbjtverjtändlicher Disziplin 
wieder in die Armee zurücktreten, wenn der ihnen gegebene Befehl 
ausgeführt ift, Perfönlichkeiten von durchaus eigenwilliger Prägung. 
Es [ind die alten Revolutionäre, die früher um die äußere Freiheit 
Polens kämpften, und jetzt den Kampf um die innere Lreiheit 


ihres Volkes fortführen. Die Mittel, die ſie in ihrem Kampfe an- 
gewandt haben und auch noch heute anwenden, ſind nicht immer Jo 
geweſen, daß fie ſich mit den Anfchauungen anderer Völker vereinbaren 
ließen. Aber, fie find immer zweckmäßig geweſen und unter dem 
Banne einer Idee angewandt worden, die den Handelnden vor ſich 
ſelbſt die innere Berechtigung gab. Koitz hat die Männer, die er 
schildert, nur vom Geſichtspunkt dieſer Idee aus betrachtet, nicht aber 
auch von der Seite derjenigen, die vielfach die Opfer dieſer Idee 
geworden ſind. In dieſer Einſeitigkeit liegt ein Mangel des Buches, 
weil fie ſich wie eine Rechtfertigung auch all der 3. B. für das Deutfch- 
tum ſchädlichen Auswirkungen der legionären Idee ausnimmt, — was 
von Koitz wohl kaum beabſichtigt war. Koitz ſchildert Lebens- 
und Charakterbilder der hervorragendſten Vertreter der legionären 
Sührerfehicht, die es ſich zum Siel geſetzt, den neuen polniſchen Menſchen 
zu erziehen, welcher die nationale Würdeloſigkeit, wie fie ſich aus der 
Seit der Unfreiheit befonders noch im nationaldemokratiſchen Lager er- 
halten hat, in ſich jelbſt überwindet. Wenn man Polen verſtehen will, 
muß man die Menfchen kennen, die feine politiſche und geiftige Wefens- 
artformen. Diefe Menfchen ſind heute die Männer um Pilfudfki. Aber 
Pilfudfki und feine „Oberften“, die durch die Schule der Legionen 
gegangen Jind, gehören zumeilt ſchon der älteren Generation an. Solange 
fie da Jind, liegt Polens Schickjal in Jicheren Händen. Wie dieſes 
Schickſal ich aber geſtalten wird, wenn die Soldaten der erſten Brigade 
einmal nicht mehr ſind, das iſt die große Frage, vor die Polen geſtellt 
iſt. Findet die legionäre Idee in der heranwachſenden Jugend ihre 
Gefolgſchaft? Wird dieſe Jugend. wenn fie einmal die Verantwortung 
zu übernehmen hat, gegen die fremden Einflüſſe gefeit fein, denen die 
Nationaldemokratie noch heute faſt willenlos anner i „Wir Alteren“, 
hat einmal einer der treueſten Gefolgsmänner Pilſudſkis, General 
Sojnkomfki, geſagt, „wuchſen in völlig anderen Bedingungen auf als 
unſere Söhne Wir waren ein romantiſches Gefchlecht; unſere 
Jugend muß poſitiv in der eigenen Werkſtatt Polen arbeiten.“ 
Die Armee iſt vom Marfchall nicht allein als Kampfinſtrument gegen 
äußere Gegner, Sondern auch als Erziehungsinſtrument für die polnische 
ea abet! gedacht. Der Armee hat von jeher feine größte und 
unmittelbarſte Sorge gegolten. In ihr hat er feine treueſten Mitkämpfer 


und Legionäre zu den beſtimmenden Faktoren gemacht. Durch fie foll die 


Jugend an die Aufgabe der Staatsführung herangebracht Nang a 


ur außerordentlichen Generalverſammlung 
Einladung ah en 22. November 1934, 
abends 7 Uhr i. d. Kammerſälen (Cäcilienſaal), Teltower Str. 1-4 
Tagesordnung 
1. Satzungsänderungen 
2. Verſchiedenes. 
Die Teilnahme an der Generalverſammlung iſt nur ein⸗ 
getragenen Mitgliedern geſtattet. 
Baugenoſſenſchaft vertr. Oſtdeutſcher 
e. G. m. b. H. 


Der Vorſtand: 


Schmidt Schmid Radecke 


Freitag, den 19. Oktober 1934 iſt unſer lieber Vater u. Großvater 
Rechnungsrat Paul Jendorzynski 
im 82. Lebensjahre heimgegangen. 
Im Namen der Hinterbliebenen 
Frieda Jendrzynski, Gewerbeoberlehrerin 
Dortmund (fr. Poſen), Landgrafenſtr. 4, den 1. Nov. 1934 
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